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Einleitung  
 

In der umweltpolitischen Diskussion der letzten Jahre in Österreich spielten vor allem 
zwei Aspekte eine hervorgehobene Rolle. Zum Ersten die Herausforderung des 
„Klimaschutzes“, welche durch das Abkommen von Kyoto und die darauf aufbauenden 
verpflichtenden Ziele für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union deutlich an 
Intensität gewonnen hat. Zum Zweiten stand die auf europäischer und nationaler 
Ebene geführte Diskussion zur „Nachhaltigen Entwicklung“ im Mittelpunkt allgemeiner 
umweltpolitischer Debatten. Das Konzept einer Nachhaltigen Entwicklung fand 
insbesondere durch den Bericht der „World Commission for Environment and 
Development“ der Vereinten Nationen „Our Common Future“ (so genannter 
„Brundtland-Report“) Ende der 80er Jahre über den Bereich der Forstwirtschaft hinaus 
Anwendung. Es umfasst gleichwertig die Dimensionen „Ökologie, Ökonomie und 
Soziales“. Gemeinsam ist der Klimaschutz- und der Nachhaltigkeitsdebatte, dass 
globale und langfristige Zielsetzungen einen hohen Stellenwert einnehmen.  

Sowohl bei der Umsetzung des Klimaschutzzieles als auch bei der Implementierung 
des Konzeptes einer „Nachhaltigen Entwicklung“ in den nationalen Politikprozess 
ergeben sich systembedingte Herausforderungen für die österreichische (Umwelt-
)Politik. Diese bestehen vor allem in der Durchsetzung langfristiger Ziele (gegenüber 
kurzfristigen Interessen von Teilen der Wirtschaft und Gesellschaft) und im 
internationalen „Lastenausgleich“. Dies insbesondere dann, wenn Klimaschutz (und 
Nachhaltigkeit) vor allem im Sinne einer Beschränkung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und damit als wohlstandssenkend verstanden werden. Aber auch 
Maßnahmen, die von breiten Teilen der ExpertInnen und politischen VertreterInnen als 
ökonomisch und ökologisch positiv anerkannt sind (wie etwa die Durchführung einer 
ökologischen Steuerreform) stoßen im politischen Prozess auf beträchtliche 
Umsetzungsbarrieren.  

Dass es sich dabei um kein „österreichisches Phänomen“ handelt, zeigt nicht zuletzt 
die Tatsache, dass das Kyoto-Protokoll zwar am 16. Februar 2005 nach der 
Ratifikation Russlands in Kraft getreten ist (zu diesem Zeitpunkt hatten 141 Staaten 
das Protokoll ratifiziert), allerdings einige Staaten, insbesondere die USA, die einen 
Anteil von nahezu 25% an den globalen CO2-Emissionen verantworten, das 
Abkommen bisher nicht ratifiziert haben.  

Von Seiten der Skeptiker des Kyoto-Abkommens1 werden vor allem zwei Argumente 
gegen eine konsequente Umsetzung in die Diskussion eingebracht. Einerseits die 
(negativen) Auswirkungen auf die Wirtschaft und hier vor allem auf die 
energieintensive Industrie (sofern sich nicht alle Staaten dazu verpflichten), 
andererseits die sozialen Wirkungen eines engagierten Klimaschutzes, die in der 
gegenständlichen Arbeit noch ausführlich diskutiert werden.  

Österreich gehört in seinem Selbstverständnis als Vorreiter in vielen Bereichen der 
Umweltpolitik auch in der internationalen Klimaschutzpolitik zu den Befürwortern und 

                                                
1 Darüber hinaus bestehen insbesondere seitens der USA Bedenken hinsichtlich der 
Wirksamkeit des Kyoto-Abkommens. Dieses Argument wird in der gegenständlichen Arbeit 
jedoch nicht weiter diskutiert.  
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hat sich dementsprechend innerhalb des europäischen Lastenausgleiches zu einem 
Reduktionsziel der Treibhausgasemissionen um 13% zwischen 1990 und 2008/2012 
verpflichtet. Im Jahr 2002 wurde die „Österreichische Strategie zur Erreichung des 
Kyoto-Zieles“2 durch die Bundesregierung zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Neben der Bundesregierung haben sich auch verschiedene VertreterInnen der 
Wirtschaft sowie die Wirtschaftskammer selbst zum Klimaschutz bekannt. Die 
bisherige Entwicklung der Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) in Österreich 
steht dazu jedoch in auffallendem Gegensatz (siehe dazu: Exkurs). So stiegen die 
Treibhausgasemissionen in Österreich seit dem Basisjahr 19903 um 16,6% und liegen 
damit um 25,1% über dem linearen Kyoto-Zielpfad (Werte für 2003, Umweltbundesamt 
2005, S. 5). Eine Trendumkehr ist nicht in Sicht. Österreich gehört damit zu den von 
seinem Zielwert am weitesten entfernten Staaten innerhalb der Europäischen Union.  

Das Ziel der Nachhaltigen Entwicklung findet vor allem in den letzten Jahren auf 
politischer Ebene hohe Resonanz. Im Anschluss an eine Mitteilung der Europäischen 
Kommission (2001) und der Tagung des europäischen Rates von Göteborg wurde eine 
„österreichische Nachhaltigkeitsstrategie“ erstellt und seitens der Bundesregierung im 
April 2002 beschlossen. Ein erster „Indikatoren-Bericht“ zur Umsetzung der Leitziele 
der österreichischen Strategie zur Nachhaltigen Entwicklung wurde im Mai 2004 
vorgelegt. Ebenso haben eine Reihe von (zumeist) größeren Unternehmen und nicht 
zuletzt die Vereinigung Österreichischer Industrieller selbst dieses Initiative 
aufgegriffen. Derzeit finden erste Umsetzungsschritte statt.  

Unbestritten ist, dass die Erreichung des österreichischen Klimaschutzzieles ebenso 
wie die Zielsetzung einer „Nachhaltigen Entwicklung“ tief greifende Maßnahmen 
erfordert, deren ökonomische und soziale Auswirkungen nur abgeschätzt werden 
können. Diese umfassen konkrete Maßnahmen wie etwa eine verstärkte thermische 
Sanierung von Gebäuden, eine den Zielen der Nachhaltigkeit entsprechende 
Raumordnung auch Querschnittsbereiche wie verstärkte Anstrengungen im Bereich 
„Forschung- und technologische Entwicklung“, eine ökologische Steuerreform oder 
umfassende institutionelle Änderungen.  Ebenso unbestritten ist es, dass ein 
„nachhaltiger Klimaschutz“ einer entsprechenden sozialen Ausrichtung bedarf. Eine ex 
ante Analyse der wichtigsten Klimaschutzmaßnahmen in Bezug auf soziale Wirkungen 
ist demnach eine wesentliche Voraussetzung für deren Implementierung. In diesem 
Sinne ist die vorliegende Arbeit nicht als Warnung vor den Konsequenzen engagierten 
Klimaschutzes zu sehen, sondern als Beitrag zur Umsetzung eines „nachhaltigen 
Klimaschutzes“ in Österreich.  

 

                                                
2 BMLFUW (2002). Strategie Österreichs zur Erreichung des Kyoto-Ziels (Nationale 
Klimastrategie 2008/2012). Wien, Juni 2002. 
3 Für fluorierte Gase ist das Basisjahr 1995. 
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1 Gegenstand und Aufbau der Studie 
 

Die gegenständliche Studie versucht das Konzept einer nachhaltigen Entwicklung mit 
dem Ziel des Klimaschutzes insofern in Einklang zu bringen, als sie Klimaschutz im 
Sinne eines „Nachhaltigen Klimaschutzes“ definiert und diesen als wesentliches 
Element einer nachhaltigen Entwicklung sieht. In diesem Sinne werden alle drei 
Dimensionen der Nachhaltigkeit von Klimaschutzmaßnahmen in die Analyse 
einbezogen. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die bisher oft vernachlässigte 
soziale Komponente gelegt. Die konkreten Ziele der gegenständlichen Arbeit sind:  

• Kriterien zu entwickeln, die es erlauben, Klimaschutzmaßnahmen im Hinblick 
auf ihre soziale Dimension zu prüfen, 

• die wichtigsten österreichischen Klimaschutzmaßnahmen im Hinblick auf die 
oben genannten Dimensionen (insbesondere der sozialen Dimension) zu 
analysieren und  

• darauf aufbauend Empfehlungen für die Berücksichtigung der sozialen 
Dimension in der österreichischen Klimaschutzpolitik zu erarbeiten.  

Im Rahmen der Arbeit werden in einem ersten Schritt die zur Verfügung stehenden 
Datenquellen und Fachpublikationen ausgewertet (siehe dazu Kapitel 2). Mittels Desk 
Research werden einerseits die wichtigsten Arbeiten zur sozialen Dimension der 
Nachhaltigkeit analysiert, andererseits die vorliegenden Studien über die Effekte der 
verschiedenen Klimaschutzmaßnahmen herangezogen. Hierbei wird primär auf 
Literatur zurückgegriffen, die sich mit den Folgen von Klimaschutzmaßnahmen 
beschäftigten. Eine Untersuchung der Wirkungen erhöhter Treibhausgase in der 
Atmosphäre sowie deren globale ökologischen Folgen (z.B. Migrationsbewegungen 
großen Stils, Anstieg des Meeresspiegels) steht nicht im Mittelpunkt der Studie.  

Aufbauend auf dem Studium der Fachliteratur werden Kriterien und Indikatoren für 
einen nachhaltigen Klimaschutz entwickelt. Während für die Beurteilung der 
ökologischen und ökonomischen Dimension in hohem Maße auf vorliegende Arbeiten 
zurückgegriffen werden kann, werden die Indikatoren und Kriterien der sozialen 
Dimension im Rahmen dieser Arbeit entwickelt und zur Diskussion gestellt (siehe 
Kapitel 4). Dabei werden soweit als möglich die im Rahmen der österreichischen 
Nachhaltigkeitsstrategie entwickelten Indikatoren herangezogen.  

In einem weiteren Schritt werden für einen nachhaltigen Klimaschutz geeignete 
Instrumente und Maßnahmen definiert, wobei hier die Nationale Klimastrategie4 als 
wichtigste Grundlage dient. Soweit diese Maßnahmen nicht in der erforderlichen 
Konkretisierung vorliegen, wird eine nähere Definierung vorgenommen, die eine 
Beurteilung der Maßnahme erlaubt. Kernstück der Arbeit ist die Beurteilung der 
Maßnahmen auf Basis der zur Verfügung stehenden statistischen Daten sowie 

                                                
4 Wie noch gezeigt wird, zeigen die im Rahmen der Nationalen Klimaschutzstrategie 
vorgeschlagenen Maßnahmen eine hohe Übereinstimmung mit den Vorschlägen 
vorangegangener Konzepte (vgl. z.B. E.V.A. (1993). Technologiebezogene CO2-
Reduktionsmaßnahmen. BMWA (1993). Energiebericht 1993, Wien. E.V.A. (1995). LCP in 
Österreich).  
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Studien. Kapitel 4 der Studie beinhaltet die Untersuchung und qualitative Bewertungen 
der Klimaschutzmaßnahmen entlang der drei Dimensionen der Nachhaltigkeit, wobei – 
wie bereits erwähnt – die soziale Komponente im Vordergrund steht. Die in diesem 
Kapitel vorgenommene Bewertung der – gemeinsam mit der Auftraggeberin 
ausgewählten Maßnahmen stellt keine Beurteilung der sozialen Wirkungen der 
österreichischen Klimaschutzstrategie dar. Vielmehr wird versucht, die Dimension 
„sozialer Klimaschutz“ näher zu definieren und damit im politischen Prozess besser zu 
verankern. Die AutorInnen versuchen damit auch einen Beitrag zur Erreichung der 
Klimaschutzziele Österreichs zu leisten.  

In einem abschließenden Kapitel (Kapitel 5) werden die wichtigsten allgemein gültigen 
Aussagen über die Wirkungen klimaschutzrelevanter Maßnahmen zusammengefasst. 
Darüber hinaus finden Sie im Anhang ein umfassendes Verzeichnis (ebenso wie bei 
den jeweiligen Maßnahmen) der verwendeten Literatur sowie einen Exkurs zum 
Thema „Klimawandel als globale Herausforderung und die Entwicklung in Österreich“.  
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2 Klimaschutz und Nachhaltigkeit  
 

Der Gegenstand der Studie „Nachhaltiger Klimaschutz“ vereint zwei Zielsetzungen, die 
sowohl Synergien als auch Konfliktpotenzial aufweisen, wobei das Konzept der 
Nachhaltigkeit einen wesentlich umfassenderen und damit abstrakteren Ansatz 
darstellt. Wissenschaftliche Arbeiten, die für die gegenständliche Untersuchung zum 
Thema „Nachhaltiger Klimaschutz unter besonderer Berücksichtigung der sozialen 
Dimension“ von Bedeutung sind, können grob in die Bereiche „soziale Aspekte der 
Nachhaltigkeit“ und „Klimaschutz“ eingeteilt werden.  

Seit Beginn der 1990er Jahre haben sich viele WissenschafterInnen mit dem breiten 
Spektrum an Themen und Fragestellungen der „Nachhaltigen Entwicklung“ 
auseinandergesetzt. Aufgrund der Abstraktheit und des normativen intentionalen 
Charakters der verwendeten Begriffe ergeben sich breite Interpretationsspielräume, 
die eine Konkretisierung für die politische Praxis erschweren.  

Die fachlichen Arbeiten zum Thema „Klimaschutz“ können auf einen längeren Zeitraum 
zurückgreifen, ausgehend vom Club of Rome Bericht „Die Grenzen des Wachstums“ 
und den Erdölversorgungskrisen Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre. Es 
kann daher auf eine Vielzahl von Arbeiten und Expertisen zum Thema 
„Energieeffizienz“ und „Erneuerbare Energieträger“ bzw. Versorgungssicherheit durch 
Nutzung nationaler Energievorkommen zurückgegriffen werden, da es zwischen den 
genannten Zielsetzungen – Klimaschutz durch Reduktion der Treibhausgasemissionen 
- hohe Übereinstimmung auf Ebene der konkreten Maßnahmen und Instrumente gibt. 
Für die gegenständliche Arbeit von zentraler Bedeutung ist die vom Österreichischen 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
(BMLFUW) im Jahr 2002 vorgelegte „Strategie Österreichs zur Erreichung des Kyoto-
Ziels“5. Weitere Studien, die dem gegenständlichen Projekt zugrunde liegen, 
beschäftigen sich generell mit umweltpolitischen Instrumenten und/oder 
Klimaschutzmaßnahmen bzw. -instrumenten. Diese Arbeiten behandeln aber die 
sozialen Folgen von konkreten Klimaschutzmaßnahmen kaum oder nur unzureichend. 
Im Mittelpunkt steht in der Regel der Beitrag der Maßnahme zur Reduktion der 
Treibhausgasemissionen.  

Die folgenden Ausführungen geben einen kurzen Überblick über die wichtigsten 
Beiträge zur sozialen Nachhaltigkeit im Allgemeinen und zu den Wechselwirkungen 
zwischen Umwelt-/ Klimapolitik und der sozialen Dimension von Nachhaltigkeit. Es 
sollen dabei wesentliche Fragestellungen der sozialen Dimension eines nachhaltigen 
Klimaschutzes dargestellt werden, wobei die soziale Dimension im Wesentlichen auf 
innerstaatliche Effekte beschränkt bleibt.  

 

                                                
5 BMLFUW (2002). Strategie Österreichs zur Erreichung des Kyoto-Ziels (Nationale 
Klimastrategie 2008/2012). Wien, Juni 2002.  
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2.1 Soziale Nachhaltigkeit  

Eine der ersten Publikationen, die dem Begriff der nachhaltigen Entwicklung eine 
zentrale Rolle zuwies, ist der Abschlussbericht der „World Commission for 
Environment and Development“ unter dem Titel „Our Common Future“, der so 
genannte Brundtlandbericht, (1987). Darin wird nachhaltige Entwicklung 
(“sustainability”) gesehen als „[...] development that meets the needs of the present 
without compromising the ability of future generations to meet their own needs.“ Diese 
Definition zielt auf die dauerhafte und in diesem Sinne nachhaltige Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse in einem globalen Rahmen ab. Sie bildet die Grundlage für 
die gesamte Nachhaltigkeitsdiskussion und wird von allen Studien als Referenzpunkt 
verwendet, wenngleich auch in unterschiedlicher Weise im Rahmen der Arbeiten 
berücksichtigt.  

Diese künftig gebräuchliche Definition der Nachhaltigkeit ist ein sehr abstraktes 
Gebilde, das viel Spielraum für Interpretationen und Auslegungen zulässt. Um mit dem 
Begriff der Nachhaltigkeit in der vorliegenden Untersuchung besser arbeiten zu 
können, ist ein wesentlicher Schritt, das Konzept der „Nachhaltigen Entwicklung“ mit 
den drei Dimensionen Ökologie, Ökonomie und Soziales zu operationalisieren und 
damit zu konkretisieren. Diese so genannte triple bottom line der Nachhaltigkeit 
betrachtet die Integration von ökonomischen, ökologischen und sozialen6 Aspekten in 
allen Entscheidungen und Maßnahmen, wobei zu betonen ist, dass „Nachhaltigkeit“ 
eine Integration der drei Dimensionen und nicht ein bloßes Aneinanderreihen der 
einzelnen Aspekte meint.  

Obwohl mittlerweile die Gleichrangigkeit der drei Dimensionen der Nachhaltigkeit 
Ökologie, Ökonomie und Soziales in den meisten Arbeiten zur Nachhaltigkeit 
anerkannt ist, überwiegen nach wie vor die Analysen zu den ökonomischen und 
ökologischen Folgen (umweltpolitischer) Maßnahmen deutlich. Das bereits 
angesprochene und politisch weitgehend akzeptierte Konzept der Nachhaltigkeit aus 
dem Brundtland-Report ist mit der Forderung nach einer intra- und intergenerativen 
Bedürfnisbefriedigung im Grunde genommen deutlich sozial geprägt. Doch ist es 
gerade die soziale Dimension, die am schwierigsten zu fassen ist, da sie in 
unterschiedliche (wissenschaftliche) Disziplinen hineinreicht, kein allgemein 
akzeptiertes Berichtssystem besteht (wie etwa die Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung im Bereich der Ökonomie), unterschiedliche Aspekte der 
Gesellschaft anspricht und auch ein nicht zu unterschätzendes internes 
Konfliktpotenzial aufweist. Im Folgenden wird ein Einblick in die Literatur über soziale 
Nachhaltigkeit gegeben, welche sich durch ein hohes Maß an Heterogenität 
hinsichtlich des theoretischen Zugangs und der identifizierten Indikatoren und 
Maßnahmen auszeichnet. Dieser Überblick erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, zeigt aber wesentliche Elemente in der Diskussion zum Thema 
„soziale Nachhaltigkeit“ auf.  

 

                                                
6 Da die vorliegende Arbeit Klimaschutzmaßnahmen in Österreich behandelt, sei darauf 

verwiesen, dass hier nur die Gesellschaft in den industrialisierten Ländern zu verstehen ist, 
(nicht weniger wichtige) entwicklungspolitische Aspekte werden nicht behandelt.  
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Elemente der sozialen Nachhaltigkeit  
Wie bereits mehrmals angeführt, ist trotz der postulierten Gleichrangigkeit der drei 
Dimensionen der Nachhaltigkeit in der Nachhaltigkeitsdiskussion eine starke Betonung 
der ökologischen Aspekte feststellbar. Littig/Grießler (2004) sehen diese Priorisierung 
der Ökologie im historischen Kontext. Sie teilen die Geschichte der 
Umweltbewegungen und –politiken in den westlichen Industrieländern nach Pepper 
(1996)7 in die drei Phasen:  

1. Phase des traditionellen Naturschutzes (Ende 19./ Anfang 20. Jahrhundert)  
2. Phase der Ökologiebewegungen (1970er und 1980er Jahre) 
3. Phase der globalisierten ökologischen Krise (Ende 1980er/ Anfang 1990er 

Jahre)  

Die Phase des traditionellen Naturschutzes begann in den USA und in Europa mit der 
Sorge um die Zerstörung von Naturräumen durch die zunehmende Industrialisierung 
und Urbanisierung. In der Folge wurden unter anderem Naturschutzverbände 
gegründet mit dem Ziel, ausgewählte naturnahe Flächen zu erhalten und zu schützen. 
Das Verhältnis Ökologie/Ökonomie/Soziales wurde von der Betonung des 
Ökologischen bestimmt.  

In den 1970er und 1980er Jahren formierten sich in allen industrialisierten westlichen 
Ländern in der Folge vieler lokaler und regionaler Umweltkonflikte und einer Reihe von 
Umweltkatastrophen und –skandalen Ökologiebewegungen. In diesem Zeitraum wurde 
auch die Umweltpolitik als spezieller Politikbereich institutionalisiert. Staatliche 
umweltpolitische Institutionen wurden eingerichtet und umweltpolitische Instrumente 
geschaffen, die insbesondere auf die Erfassung und Reduktion von 
Ressourcenverbrauch und Emissionen abzielten. Im Verhältnis 
Ökologie/Ökonomie/Soziales stand nach wie vor der Umweltschutz im Vordergrund, 
jedoch war eine beginnende Anerkennung gesellschaftspolitischer 
Wirkungszusammenhänge feststellbar. Von der anfangs nur marginalen 
Wahrnehmung der Umweltpolitik in der Öffentlichkeit war ein Wandel zu einer zum Teil 
sehr hohen öffentlichen Aufmerksamkeit beobachtbar (vgl. Littig/Grießler 2004).  

Die dritte Phase, die Phase der globalisierten ökologischen Krise, ist gekennzeichnet 
durch die Definition und Vorrangstellung von globalen Umweltproblemen und durch 
den Versuch, diese Probleme mit vielfältigen Akteuren auf internationaler Ebene zu 
verhandeln. Es kommt zu einer Internationalisierung der Umweltprobleme und zu einer 
weltweiten Verbreitung von Umweltbewusstsein. Die Internationalisierung der 
Umweltprobleme wurde stark beeinflusst durch die kritische Diskussion über die 
ökologischen und sozialen Folgen der so genannten modernisierungsorientierten 
Entwicklungspolitik. Mit der Herausbildung der Idee einer „globalen nachhaltigen 
Entwicklung“ wird Bewusstsein für ökonomische und soziale Zusammenhänge 
geschaffen. Die „ökologische Krise wird als globale Krise betrachtet, die nicht losgelöst 
von ihren sozialen und ökonomischen Zusammenhängen betrachtet werden kann. (...)“ 
(Littig/Grießler 2004, S. 13).  

                                                
7 Pepper, D. (1996). Modern Environmentalism. An Introduction. Routledge, London and New 

York.  



 - 12 - 

Trotz der zunehmenden Analyse und Berücksichtigung der Wechselverhältnisse 
zwischen Mensch/Gesellschaft/Natur stehen auch bei den Ansätzen zu einer 
nachhaltigen Entwicklung ökologische Zielsetzungen im Vordergrund. Erst in letzter 
Zeit wird vermehrt auf wissenschaftlicher und politischer Ebene an einer Definierung 
von sozialer Nachhaltigkeit gearbeitet (vgl. Littig/Grießler 2004). Die einzelnen 
Ansätze, die sich entwickeln, sind noch sehr inhomogen. Diesbezüglich ist nach 
Meinung der AutorInnen auch keine Änderung absehbar.  

Im Folgenden werden daher einige wesentliche Elemente der Ausgestaltung sozialer 
Nachhaltigkeit, wie sie von verschiedenen Akteuren auf wissenschaftlicher und 
politischer Ebene gesehen werden, dargestellt.  

Der bereits zitierte Brundtlandbericht „Our Common Future“, der von der 
Weltkommission für Umwelt und Entwicklung veröffentlicht wurde, nennt vier zentrale 
globale Problemfelder:  

• Raubbau an den natürlichen Lebensgrundlagen 
• Zunehmende ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen 
• Anzahl der in Armut lebenden Menschen und 
• Bedrohung von Frieden und Sicherheit.  

Auf Basis dieser Problemanalyse soll sich nach Ansicht der Weltkommission die 
Umsetzung der nachhaltigen Entwicklung an den drei normativen Prinzipien  

• Bewahrung der Umwelt, 
• soziale Gerechtigkeit und  
• politische Partizipation  

orientieren, was eine starke Betonung der sozialen Komponente der nachhaltigen 
Entwicklung aufweist. Diese breite Definition von nachhaltiger Entwicklung öffnet viele 
Interpretationsspielräume, macht sie dadurch auch relativ leicht politisch konsensfähig 
(Littig/Grießler 2004, S. 15f). In dieser Qualität kann auch ein wesentlicher Beitrag zum 
Erfolg des Konzeptes einer nachhaltigen Entwicklung im politischen Prozess gesehen 
werden. Im Sinne einer materiellen Umsetzung dieses Konzeptes sind jedoch noch 
umfangreiche Definitionsprozesse erforderlich.  

Zur Frage der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit hat die Enquete-Kommission 
„Schutz der Menschen und der Umwelt“ des deutschen Bundestages (1994) drei 
soziale Zielebenen festgehalten, nämlich  

• der Schutz der menschlichen Gesundheit 
• die Sicherung der sozialen Stabilität und 
• die Sicherung der Entwicklungs- und Funktionsfähigkeit der Gesellschaft.  

Diese drei Zielebenen stecken das breite Feld der sozialen Fragestellungen, die sich in 
der (sozialen) Nachhaltigkeitsdebatte stellen, angeordnet zwischen Individuum, 
Gesellschaft und Staat, ab. Dabei kann grundsätzlich zwischen materiellen 
Grundnormen (Sicherung von Grundbedürfnissen und Gesundheitsschutz), 
systemischen Anforderungen (Stabilität, Entwicklungs- und Leistungsfähigkeit) und 
persönlichen Entwicklungsbedürfnissen (individuelle Entfaltung/gutes 
Leben/Lebenszufriedenheit) unterschieden werden (vgl. Brandl in: Ritt, Thomas, Hrsg., 
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2002). Generell, so der Autor, ist das Konzept der nachhaltigen Entwicklung aufgrund 
der Komplexität erst an konkreten Projekten erfahrbar.  

Auch Empacher und Wehling (2002) beleuchten die soziale Dimension sehr 
umfassend und unterscheiden zwischen Zielen, die sich auf die Makroebene der 
Gesellschaft beziehen (z.B. sozialer Frieden) und Zielen, die sich unmittelbar auf die 
Lebensbedingungen der Individuen beziehen (z.B. Bedürfnisbefriedigung). Als 
Kernelemente sozialer Nachhaltigkeit führen sie folgende Aspekte an 
(Empacher/Wehling 2002, S. 46):  

• Existenzsicherung aller Gesellschaftsmitglieder 
• Entwicklungsfähigkeit sozialer Teilsysteme und Strukturen 
• Erhaltung und Weiterentwicklung der Sozialressourcen 
• Chancengleichheit im Zugang zu Ressourcen  
• Partizipation in gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen 

Weiters ist für die AutorInnen die Tendenz, soziale Nachhaltigkeit im Sinne der 
Themenbereiche der Sozialpolitik zu verstehen, erkennbar. Anzumerken ist, dass 
Leitorientierungen sozialer Nachhaltigkeit „nur“ Mindestbedingungen sind und nicht 
unabhängig von den kulturellen, politischen und normativen Präferenzen und 
Interpretationen sein können. Außerdem müssen diese Leitorientierungen nicht 
notwendigerweise für alle zukünftigen Gesellschaften zutreffen. Sie beruhen zumindest 
zum Teil „auf historisch geprägten Begriffen und Konzepten und können keinesfalls 
beanspruchen, neue gesellschaftliche Entwicklungen, Strukturen oder Institutionen 
umfassend antizipieren und berücksichtigen zu können. (...)“ (Empacher/Wehling 
2002, S. 54).  

Die AutorInnen beschäftigen sich intensiv mit der Bildung von Indikatoren für soziale 
Nachhaltigkeit. Indikatoren dienen dazu, einen Sachverhalt zu beschreiben. Der 
Sachverhalt wird in relevante Information transformiert, wodurch eine große Menge an 
Daten zu einer überschaubaren Größe reduziert wird. Die AutorInnen schlagen ein 
konkretes Indikatorenset vor, das es ermöglichen soll, die soziale Dimension der 
Nachhaltigkeit zu beobachten und ihre Entwicklung deutlich zu machen. Dabei werden 
Indikatoren für die vier Ebenen  

• Befriedigung der Grundbedürfnisse / Arbeit 
• Sozialressourcen 
• Chancengleichheit  
• Partizipation  

gebildet. Die Indikatoren zur Befriedigung der Grundbedürfnisse / zur Lebensqualität 
und Zufriedenheit für die Grundbedürfnisse Einkommen/Armut, Bildung, Arbeit, 
Wohnung, Gesundheit und individuelle Zufriedenheit stellen die Basis für die Bildung 
der sozialen Indikatoren in der gegenständlichen Arbeit über „Nachhaltigen 
Klimaschutz unter besonderer Berücksichtigung der sozialen Dimension“ (siehe Kapitel 
4) dar.  

Ein weiteres Element der sozialen Nachhaltigkeit betrifft Fragen der Gerechtigkeit und 
der Sozialverträglichkeit (vgl. Heins 1998). Im Sinne der Brundtland-Definition sind die 
Verteilung des gegenwärtigen Wohlstands und die Verteilung zwischen den 
Generationen, die intergenerative Verteilung, angesprochen. Aus der Verbindung von 
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Wohlstand und Verteilung ergibt sich das Problem der Gerechtigkeit. „Letztendlich geht 
es um die Beantwortung einer intra- und intertemporalen Verteilungsfrage und das 
Finden einer Gerechtigkeitsregel“ (Heins 1998, S. 28). Die soziale Gerechtigkeit lässt 
sich aufgrund vorherrschender heterogener Gerechtigkeitsvorstellungen nur schwer 
definieren. Huber8 nennt drei Aspekte der Gerechtigkeit (vgl. Huber 1995): 

• Bedürfnisgerechtigkeit 
• Leistungsgerechtigkeit und  
• Besitzstandsgerechtigkeit.  

Ähnlich schwierig wie die Beantwortung der Gerechtigkeitsfrage gestaltet sich die 
Herleitung der Sozialverträglichkeit. Der Begriff der sozialen Verträglichkeit bezieht 
sich immer auf das Individuum. Im Mittelpunkt steht die subjektive Einschätzung der 
betroffenen Person über ihre Nutzenveränderung nach einer (politischen) Maßnahme 
(vgl. Arndt et al. 1998). Die Entscheidung über die Zumutbarkeit der Veränderung 
muss jedoch von der Gesellschaft getroffen werden. Ob ein Sachverhalt, eine 
Entwicklung oder eine (politische) Maßnahme sozialverträglich ist, hängt somit von 
normativen Standards ab. Das wiederum setzt in einer Gesellschaft einheitliche bzw. 
mehrheitliche Werte voraus, die sich in einer fortschreitend individualisierten und 
heterogenen Gesellschaft immer schwieriger herstellen lassen (vgl. Heins 1998). Es ist 
aber gerade die Sozial(un)verträglichkeit, die für die Beurteilung (politischer) 
Maßnahmen und Handlungen - wie sie in der vorliegenden Arbeit zur Diskussion 
stehen - von wesentlicher Bedeutung ist.  

Ein weiteres, wesentliches Element in der Debatte um soziale Nachhaltigkeit betrifft 
das Thema Arbeit. Brandl und Hildebrandt (2002) sehen in der sozialen Säule der 
Nachhaltigkeit vorrangig den Aspekt der selbst bestimmten Lebensführung durch 
Arbeit. Ihrer Ansicht nach verläuft die Bedürfnisbefriedigung der Menschen zentral 
über Arbeit. Dennoch wurden bisher die Diskurse über Arbeit und Ökologie getrennt 
geführt. Seit den 1980er Jahren ist ein Wandel der so genannten 
Normalarbeitsverhältnisse festzustellen9. Das Modell der Normalarbeit beruht auf einer 
klaren Trennung zwischen erwerbsförmig organisierter Arbeit und sonstigen 
gesellschaftlichen, also informellen Arbeiten. Damit ist Normalarbeit nicht nur für die 
Arbeitssphäre prägend, sondern ein umfassendes gesellschaftlich-kulturelles Modell, 
das auch Privatleben, Familie und kommunale Gemeinschaft prägt. Unter einem 
Normalarbeitsverhältnis wird gewöhnlich „eine abhängige Tätigkeit in 
Vollzeitbeschäftigung in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis im Gültigkeitsbereich der 
arbeits- und sozialgesetzlichen Regelungen und für ein Einkommen, das die 
Reproduktion einer ganzen Familie gewährleistet“, verstanden (Brandl/Hildebrandt 
2002, S. 69f). Der Wandel der Normalarbeitsverhältnisse umfasst die Flexibilisierung 
bestehender Arbeitsverhältnisse und Arbeitsregeln und neue flexible 
Arbeitsverhältnisse. In diesem Zusammenhang wir auch von einer „Feminisierung“ der 
Arbeit in zweierlei Hinsicht gesprochen (vgl. Littig 2000): Zum Einen bedeutet 
Feminisierung eine steigende Zahl erwerbstätiger Frauen. Zum Anderen meint 
Feminisierung „eine Prekarisierung und Informalisierung von Arbeitsverhältnissen: der 
                                                
8 Huber, J. (1995). Nachhaltige Entwicklung. Strategien für eine ökologische und soziale 

Erdpolitik. Berlin.  
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Anstieg diskontinuierlicher Erwerbskarrieren, ungeschützter Arbeitsverhältnisse, nicht-
existenzsichernder Teilzeitarbeit und befristeter Arbeitsverträge“ (Sauer 1999, in: Littig 
2000, S. 202).  

Diese Veränderungen der Arbeitswelt betreffen aber nicht nur die Ausgestaltung der 
Erwerbsarbeit, sondern auch die Arbeit an sich. Brandl und Hildebrandt (2002) 
erwarten für die Zukunft eine zunehmende Bedeutung der so genannten Mischarbeit, 
einer Kombination von Erwerbs-, Versorgungs-, Eigen- und Gemeinschaftsarbeit. Wie 
sich diese Änderungen auf eine nachhaltige Entwicklung auswirken bzw. welche 
Wechselwirkungen zu erwarten sind, kann heute noch nicht eindeutig beantwortet 
werden.  

Die heterogenen Diskussionen, die unter dem Titel „Arbeit und Ökologie“ 
zusammengefasst werden können, behandeln unter anderem die Zusammenhänge 
zwischen Umweltpolitik und Beschäftigung – wie soeben dargelegt wurde, zwischen 
Umweltpolitik und Hausarbeit, konzeptionelle Überlegungen zu den Wechselwirkungen 
zwischen Arbeit und Umwelt oder auch die Bedeutung von Arbeit im Kontext einer 
nachhaltigen Entwicklung. Im Zentrum stehen aber nach wie vor die 
Beschäftigungseffekte umweltpolitischer Maßnahmen (vgl. Littig 2000). Diese 
Fragestellung ist auch für die gegenständliche Untersuchung wesentlich, geht es doch 
zu einem großen Teil um Beschäftigungswirkungen klimapolitischer Maßnahmen 
(siehe dazu auch die Ausführungen im folgenden Kapitel). An dieser Stelle sei noch 
darauf verwiesen, dass Fragen nach den Zusammenhängen von Umweltpolitik und 
Hausarbeit nur marginal erörtert werden. Sie werden in erster Linie von feministischen 
Umweltforscherinnen thematisiert und konzentrieren sich auf die Herausarbeitung der 
Defizite der verschiedenen Diskussionsstränge: in erster Linie auf die fast 
durchgängige Geschlechterblindheit bei der Diskussion der Zusammenhänge von 
Arbeit und Umwelt und die vorherrschende Verwendung eines auf Erwerbsarbeit 
reduzierten Arbeitsbegriffes (vgl. Littig 2000). Eine umfassendere Analyse zur 
Genderfrage im Energiebereich sowie in der Klimaschutzpolitik liefert Röhr (vgl. Röhr 
2002). Die Expertin betont, dass Energie- und Klimapolitik bisher in hohem Maß von 
männlichen Sichtweisen geprägt sind und Analysen zum Genderaspekt des 
Klimaschutzes nur in Ansätzen bestehen.  

 

2.2 Klimaschutz im Kontext der sozialen Nachhaltigkeit  

Im Mittelpunkt der Arbeiten zu Klimaschutzmaßnahmen stehen deren ökologische 
Effekte und dabei insbesondere deren Effekte auf die Treibhausgasemissionen, wobei 
in der Regel primär die direkten Effekte diskutiert werden (z.B. Effekte verbesserter 
Wärmedämmung). Sofern die sozialen Auswirkungen von Klimaschutzmaßnahmen 
bzw. von umweltpolitischen Handlungen analysiert werden, werden diese vor allem auf 
quantitative Beschäftigungs- und Verteilungswirkungen eingeschränkt. Darüber 
hinausgehende soziale Aspekte wie Fragen der Gesundheit oder Genderfragen 
werden nur mangelhaft einbezogen. Die zentralen Ergebnisse des Literaturstudiums 
zum Thema „Klimaschutz im Kontext der sozialen Nachhaltigkeit“ werden im 

                                                                                                                                         
9 Hier muss allerdings angemerkt werden, dass diese „Normalarbeitsverhältnisse“ für Frauen 

praktisch nie gegolten haben.  
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Folgenden kurz dargestellt. Dabei wird – entsprechend der vorliegenden Literatur - 
zwischen Fragen zu quantitativen und qualitativen Beschäftigungswirkungen und 
Verteilungsfragen differenziert.  

 

2.2.1 Beschäftigungseffekte  

Nicht zuletzt aufgrund der hohen politischen Relevanz sind es in erster Linie die 
direkten und indirekten Beschäftigungseffekte von Klimaschutzmaßnahmen oder des 
Umweltschutzes allgemein, die in zahlreichen Studien – meist mittels Input-Output-
Analyse - untersucht werden. Wesentlich für das Ergebnis dieser Studien sind die 
Annahmen hinsichtlich der Reaktion der Betroffenen auf die konkrete Maßnahme (z.B. 
die durch eine Energiesteuer verteuerte Energie). Da sich die vorliegenden Studien im 
konkreten Untersuchungsgegenstand, -zeitraum, –gebiet und den dahinter liegenden 
Annahmen unterscheiden, sind die quantitativen Ergebnisse meist nur bedingt 
miteinander vergleichbar10. Jedoch zeigen die Mehrzahl der Arbeiten positive 
Beschäftigungswirkungen vor allem durch den Einsatz erneuerbarer Energieträger, 
unabhängig von den konkreten Technologien, der verwendeten Methodik, den 
untersuchten Zeiträumen oder sonstigen Annahmen. Um diese Aussage zu 
konkretisieren, sollen in der Folge beispielhaft einige Studien und deren Ergebnisse 
näher dargestellt werden.  

Die AutorInnen einer im Auftrag der EU-Kommission erstellten Studie über die 
Beschäftigungseffekte durch vermehrte Investitionen in erneuerbare Energieträger 
kommen zum Ergebnis, dass in Österreich bis zum Jahr 2020 mehr als 62.000 Netto-
Arbeitplätze geschaffen werden könnten (vgl. ECOTEC Research & Consulting Ltd 
1999). Diese positiven Effekte werden durch verringerte lohnbezogene Abgaben 
(Stichwort Entlastung des Faktors Arbeit) im Gegenzug zu erhöhten Abgaben auf 
Ressourcen (vor allem Energie) erwartet, das bedeutet, dass die Steuerumschichtung 
zu Gunsten klimarelevanter Maßnahmen aufkommensneutral erfolgen soll.  

In der Studie von Scheelhaase „Klimaschutz und Arbeitsplätze“ prognostiziert die 
Autorin die Beschäftigungseffekte durch Klimaschutzmaßnahmen in Deutschland. Ihre 
Ergebnisse reichen dabei von 1,5 Mio. zusätzlichen Arbeitsplätzen bis zu einem 
Beschäftigungsverlust in Höhe von etwa 5% im Vergleich zur Gesamtbeschäftigung im 
Referenzjahr (vgl. Scheelhaase 2001). Sektoriell betrachtet zählen 
technologieorientierte Branchen, das Bauwesen, die metallverarbeitenden Industrien 
und nicht zuletzt die Landwirtschaft zu den Gewinnern einer Energiepolitik, die 
erneuerbare Energieträger bzw. umweltorientierte Energietechnologien forciert und 
somit zum Klimaschutz beiträgt. Daneben werden aber auch Arbeitsplatzverluste in 
anderen Wirtschaftssektoren erwartet: Negativ betroffen sind die energieintensiven 
Branchen, der Kohlebergbau sowie die Erdöl- und Erdgasindustrie. Arndt et al (1998) 
spricht von zwei Kanälen, über die in Folge von inländischen Verteuerungen von 
Ressourcen (z.B. von Energie) Arbeitsplätze verloren gehen können: Auf der einen 
Seite durch die Verlagerung von Produktionsstätten ins Ausland und auf der anderen 
Seite durch Verdrängung der heimischen Anbieter durch günstigere ausländische 

                                                
10 Siehe insbesondere Greisberger, H., Hasenhüttl, S. et al. (2002). Beschäftigung und 

Erneuerbare Energieträger, BMVIT (Hrsg.).  
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Anbieter. Insbesondere die Verdrängung heimischer Anbieter infolge der Verteuerung 
des Produktionsfaktors Energie (oder infolge kostenpflichtiger CO2-Emissionen) wird 
unter der Annahme einer energieeffizienteren heimischen Industrie sowohl ökologisch 
als auch ökonomisch und in weiterer Folge sozial negativ gesehen11.  

Eine Studie des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung (vgl. Kratena, 
Schleicher 2001) untersucht drei Energieszenarien, das „Baseline-Szenario“, das 
„Kyoto-Szenario“ und das „Nachhaltigkeitsszenario“ für die österreichische 
Energiewirtschaft bezüglich ihrer volkswirtschaftlichen Auswirkungen bis zum Jahr 
2020. Das „Kyoto-Szenario“ geht dabei von den geplanten Klimaschutzmaßnahmen 
der Österreichischen Klimastrategie aus, die Änderungen im Energiesystem mit sich 
bringen. Rückwirkungen der Ergebnisse aus dem Energiesystem in das ökonomische 
System sind mit den Energiekosten der Wirtschaftssektoren und der Haushalte, mit 
dem Output der entsprechenden Energiesektoren und mit den Veränderungen im 
energierelevanten Kapitalstock (Investitionen) verbunden. Die Abschätzung von 
Investitionen für dieses Szenario ergeben jährliche Investitionen von 1,89 Mrd. Euro. 
Außerdem ergeben sich bedeutende Energiekostensenkungen gegenüber dem 
„Baseline-Szenario“ (ohne Implementierung von Klimaschutzmaßnahmen) – vor allem 
in den Sektoren gewerblicher Verkehr und Haushalte, die bis zum Jahr 2020 aufgrund 
der höheren Energieeffizienz kontinuierlich steigen. Rückläufig (bis zum Jahr 2020 um 
bis zu 30% gegenüber der Baseline) sind Produktion und Beschäftigung in den 
Sektoren der Bereitstellung fossiler Energie.  

                                                
11 Als Konsequenz werden energieintensive Industrien durch unterschiedliche Mechanismen 

meist von einer Energiesteuer befreit. 
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Bis 2010, so errechnen die Studienautoren, sind durch höhere Anlageinvestitionen die 
Sektoren Metallerzeugnisse, Büromaschinen und Elektrotechnische Einrichtungen 
positiv betroffen. Im gesamten Zeitraum profitiert die Bauwirtschaft von den höheren 
thermischen Sanierungsinvestitionen. Was die Beschäftigungseffekte betrifft, so sind in 
fast allen Sektoren außerhalb der Energiewirtschaft positive Effekte gegenüber dem 
„Baseline-Szenario“ zu erwarten. Nach den Berechungen liegt die Beschäftigung um 
etwa 0,6% über dem „Baseline-Szenario“, das entspricht einer Anzahl von 20.000 bis 
25.000 Beschäftigten. Das BIP liegt im „Kyoto-Szenario“ bis 2010 um etwa 1% und 
danach um ca. 0,6% über dem Niveau des „Baseline-Szenarios“.  

Eine in diesem Zusammenhang entscheidende arbeitsmarktpolitische Fragestellung – 
neben der Frage nach quantitativen Beschäftigungseffekten - ist, ob arbeitslose 
Personen in durch Klimaschutzmaßnahmen neu geschaffenen Arbeitsplätzen 
Beschäftigung finden werden. Diese Frage hängt wesentlich von den Annahmen 
hinsichtlich des Arbeitskräfteangebotes  (z.B. Transaktionskosten, Qualifikation des 
Arbeitskräfteangebots in Bezug zu neu geschaffenen Arbeitsplätzen) ab und kann 
somit nicht generell beantwortet werden. Allgemein ist jedoch zu erwarten, dass für die 
Reintegration von im Zuge der Klimaschutzmaßnahmen beschäftigungslos 
gewordener Personen in den Arbeitsmarkt entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen 
geschaffen werden müssen, um ihre Reintegration in den Arbeitsmarkt sicher zu 
stellen.  

Eine andere wesentliche Diskussion betrifft die Qualität der durch Klimaschutzpolitik 
geschaffenen Arbeitsplätze. Dieser Aspekt wird im Rahmen von Studien bisher kaum 
behandelt (siehe dazu Greisberger/Hasenhüttl, 2002). Es sei jedoch auf die Studie von 
Fritz et al. (2001), die im Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführt wurde, 
verwiesen. Das Ziel dieser Arbeit ist die Untersuchung von bestimmten 
Nachhaltigkeitsstrategien, nämlich von Effizienzstrategien im Bereich der Produktion12. 
Vorrangige Aufgabe der oben genannten Studie ist die Ermittlung ihrer 
Beschäftigungswirkungen in quantitativer und qualitativer Hinsicht. Die Methodik 
beruht einerseits auf Befragungen der Unternehmen in ausgewählten EU-
Mitgliedsstaaten und andererseits auf ökonometrischen Auswertungen dieser 
Ergebnisse und auf der Anwendung einer zusätzlichen Input-Output-Analyse. 
Ausgangspunkt ist die Hypothese, dass integrierter Umweltschutz im Vergleich zum 
nachsorgenden Umweltschutz (Entsorgungswirtschaft) eine höhere Arbeitsintensität 
bedeutet, wodurch positive Beschäftigungseffekte zu erwarten sind. Die Untersuchung 
kann diese Hypothese nur teilweise bestätigen: Quantitativ gesehen ergeben sich – 
abhängig von den konkreten Annahmen - weitgehend neutrale Effekte auf die 
Beschäftigung sowohl direkt als auch indirekt über die Zulieferindustrien. Die 
Untersuchung der Qualität der Beschäftigung nimmt breiten Raum in der Studie ein. 
Die Beschäftigungsqualität wird von zahlreichen Faktoren beeinflusst und hängt 
insbesondere vom subjektiven Empfinden, von der persönlichen Arbeitszufriedenheit 
der einzelnen Arbeitnehmerin, des einzelnen Arbeitnehmers ab. Ziel der Arbeit ist aber 

                                                
12 Aufgrund des unterschiedlichen Untersuchungsgegenstandes ist zwar eine Übertragbarkeit 

der Ergebnisse nur in sehr eingeschränktem Umfang gegeben, die im Rahmen der Studie 
erarbeiteten Indikatorentypen sind für die gegenständliche Fragestellung allerdings von 
hohem Interesse. 
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nicht die subjektive Zufriedenheit festzustellen, sondern die objektiven 
Arbeitsbedingungen der ausgewählten Branchen.  
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Hierbei werden für Arbeitsplatzqualität folgende Indikatorentypen betrachtet:  

• Indikatoren für physische Belastungen am Arbeitsplatz 
• Einkommensindikatoren 
• Qualifikationsindikatoren 
• Indikatoren der Weiterbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 

Hinsichtlich dieser Qualitätsindikatoren zeigt die Untersuchung, dass integrierter 
Umweltschutz die physischen Arbeitsbedingungen verbessert. Ebenso steigen die 
Weiterbildungsmöglichkeiten in den Unternehmen und dadurch auch die 
Höherqualifizierung der Beschäftigten durch meist interne Schulungen. Außerdem 
kann beobachtet werden, dass die Qualität der Beschäftigung höher ist, wenn die 
Partizipation der ArbeitnehmerInnen bei der Umsetzung des Umweltschutzes in den 
Unternehmen ermöglicht wird. Das Arbeitsumfeld hingegen wird in den Befragungen 
eher ambivalent beurteilt. Hier sind nicht per se bessere Bedingungen zu erwarten. 
Insbesondere ergeben sich für wenig qualifizierte Personen deutliche 
Verschlechterungen ihrer Beschäftigungschancen. Im Bereich des Öko-Consulting als 
untersuchte Branche des integrierten Umweltschutzes ist die Tendenz der 
Flexibilisierung von Beschäftigungsverhältnissen stärker ausgeprägt als in der 
nachsorgenden Umweltschutzindustrie. Teilzeitbeschäftigung oder flexible 
Arbeitszeiten, etc. werden nicht von vornherein als positiv bewertet.  

 

2.2.2 Verteilungseffekte  

Verteilungspolitische Fragestellungen stehen vor allem in Arbeiten im Mittelpunkt, die 
ökonomische Instrumente zur Reduktion der Treibhausgasemissionen nutzen. Dies 
sind primär Energie-/CO2-Steuern oder Subventionen, wobei der implizit oder explizit 
definierten Alternative zur Maßnahme hoher Stellenwert zukommt (etwa Budgetdef izit 
oder Senkung anderer Steuern). Einnahmenseitig hängt die Verteilungswirkung in 
hohem Maße von der konkreten Ausgestaltung der Maßnahme (z.B. welcher 
Energieträger, Energie- oder CO2-Steuer, Ausnahmeregelungen) ab. Hinsichtlich der 
Ausgabenseite werden in der Regel die Optionen „Reduktion des Budgetdefizits“, 
„Senkung lohnabhängiger Steuern“ und „direkte Kompensationszahlungen“ untersucht. 
Letztere weisen gegenüber den beiden erstgenannten deutlich geringere – bis positive 
– soziale Effekte auf, da sie bei Haushalten mit geringem Einkommen (z.B. 
PensionistInnen) – und damit verbunden geringem Energieverbrauch – zu 
Überkompensationen führen. Allerdings sind die Wirkungen zumeist nach Sektoren 
differenziert zu betrachten.  

Untersuchungen im Mobilitätssektor (vgl. z.B. Ritt 1994) gehen davon aus, dass sozial 
benachteiligte Gruppen weniger umweltsensible Ressourcen verbrauchen, da  - 
konkret gesprochen - private Pkw in reicheren Haushalten vermehrt anzutreffen sind. 
Die sich dadurch ergebende progressive Wirkung einer Steuer auf Treibstoffe hält 
allerdings nur unter der Bedingung, dass die gesamte Bevölkerung als Basis 
herangezogen wird und nicht nur die Gruppe der Kfz-BesitzerInnen. In der Gruppe der 
Kfz-BesitzerInnen gibt es viele einkommensschwache Personen, die meist beruflich 
auf einen eigenen Pkw angewiesen sind. BerufspendlerInnen ohne zumutbare 
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Möglichkeit, auf alternative Verkehrsmittel auszuweichen, gehören oft zu den weniger 
begüterten Einkommensgruppen, die durch Maßnahmen, die den Motorisierten 
Individualverkehr verteuern, besonders betroffen sind. Wesentliche Unterschiede 
zeigen sich ebenso in der unterschiedlichen Betroffenheit der ländlichen und 
städtischen Bevölkerung. Der Ausbau des Öffentlichen Verkehrs in ländlichen 
Gegenden ist meist nur rudimentär und bietet der Bevölkerung kaum die Möglichkeit, 
auf das eigene Auto zu verzichten, sei es zu beruflichen Zwecken (wie bereits 
angesprochen) oder zum Gebrauch für sonstige tägliche Wege.  

Auf dem Gebiet der Mobilität wird neben erhöhten Steuern auf Treibstoffe auch die 
Einführung eines Road Pricing als klimapolitische Maßnahme diskutiert. Eine dazu 
vorliegende Arbeit betrachtet die Gruppe der BerufspendlerInnen und ihre monetären 
Belastungen durch die Implementierung einer Straßenbenützun gsabgabe (vgl. Teubel 
2000). Road Pricing gilt als dem Verursacherprinzip entsprechende klimapolitische 
Maßnahme, als first-best Lösung, um exzessiven Verkehr und damit Stauungen mit 
den damit verbundenen ökologischen Effekten zu reduzieren. Ein Ergebnis der 
Untersuchung der Gruppe der BerufspendlerInnen zeigt, dass die monetäre Belastung 
dieser Gruppe mit steigendem Einkommen zunimmt, da sich auch die Pkw-Benutzung 
mit steigendem Einkommen erhöht. Gleichzeitig ist aber die Entlastung der 
BerufspendlerInnen durch die verringerten Fahrzeiten (weniger Stauungen) umso 
größer, je höher ihr Einkommen ist, da diese Einkommensgruppen eine höhere 
Zeitbewertung haben. Relativ betrachtet ergibt sich allerdings ein differenzierteres Bild: 
Je höher das Einkommen ist, desto geringer ist die monetäre Belastung im Verhältnis 
zum Einkommen. Weitere generelle Aussagen sind nicht möglich. Nicht verwunderlich 
schließlich ist die Tatsache, dass StraßenbenützerInnen, die besonders von täglichen 
Stauungen betroffen sind, eine höhere Zahlungsbereitschaft für die Benützung von 
Verkehrswegen haben als jene, die von Stauungen weniger betroffen sind (vgl. 
Verhoef/Nijkamp/Rietveld 1997).  

In einer anderen Energieverbrauchsgruppe der Haushalte - nämlich Beheizung und 
Beleuchtung - zeigt sich eine regressive Belastung für einkommensschwache 
Gruppen. Die Verbrauchsausgaben für das Jahr 1999/2000 machen deutlich, dass mit 
steigendem Einkommen die Ausgaben für Beheizung und Beleuchtung anteilsmäßig 
sinken. Der höhere Anteil an Energieausgaben an den Gesamtausgaben der unteren 
Einkommensgruppen gilt in besonderem Maße für Kohle als Energieträger, der im 
Bereich der privaten Haushalte nahezu ausschließlich von einkommensschwachen 
Personen eingesetzt wird.  

Von Bedeutung für die Frage der Verteilungswirkungen ist auch der Nutzen, der durch 
eine verbesserte Umweltqualität entsteht. Im Allgemeinen wird davon ausgegangen, 
dass untere Einkommensgruppen von einer Verbesserung der Umweltqualität mehr 
profitieren als BezieherInnen höherer Einkommen, wenn die Veränderungen in 
physischen Einheiten gemessen werden. Dem steht jedoch auch eine höhere 
monetäre Bewertung von Umweltschutz durch BezieherInnen höherer Einkommen 
gegenüber (vgl. OECD 1994a). Allerdings basieren diese Ergebnisse auf empirischen 
Studien, die bereits in den 1980er Jahren mit zum Teil anderen Umwelt- und 
Gesundheitsbedrohungen als heute durchgeführt wurden. Als Beispiel wird in diesem 
Zusammenhang meist die schlechte Luftqualität in Teilen der Großstädte angeführt, 
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die von ärmeren Bevölkerungsgruppen bewohnt werden. Folglich, so schließen die 
WissenschaftlerInnen, wirken Umweltschutzprogramme, die zu einer Anhebung der 
Luftqualität in den Städten führt, „pro-poor“. Das Literaturstudium bestätigt diese 
Aussage zwar für bestimmte Umweltprobleme, insbesondere für die Emission 
klassischer Schadstoffe, weitergehende Untersuchungen, vor allem vor dem 
Hintergrund der aktuellen Umweltprobleme, wären jedoch zweckmäßig. In 
Zusammenhang mit der gegenständlichen Fragestellung ist insbesondere festzuhalten, 
dass eine nachhaltige Klimaschutzpolitik auch positiv auf andere umweltpolitische 
Ziele wirkt. Dies gilt insbesondere für die Belastung der Bevölkerung mit Lärm, Ozon, 
Partikel sowie klassische Schadstoffe.  

 

2.2.3 Klimaschutz als sozialer Prozess  

Böde und Gruber (2000) sehen den Klimaschutz als sozialen Prozess, der sich über 
Kommunikation und Interaktion von Akteuren innerhalb sozialer Netze entwickelt. Sie 
verstehen Klimaschutz als Handlung der AkteurInnen, die über Phasen und 
Entscheidungspunkte entlang einer Zeitachse aufgebaut wird. Ihrer Ansicht nach muss 
Klimaschutz verschiedene Akteursebenen und Zielgruppen berücksichtigen, für die 
jeweils unterschiedliche Ausgangslagen, Funktionen, Motivationen etc. bestehen. 
Systematischer Klimaschutz ist ihrer Ansicht nach ein Lernprozess sowohl in Bezug 
auf die beteiligten AkteurInnen als auch in Bezug auf ihre Netzwerke. Lernende Netze 
können sich zu einer Gemeinschaft mit geteilten Zielen und Normen als soziales 
Kapital fortentwickeln.  

Einen weiteren Aspekt im Zusammenhang zwischen Klimaschutz und sozialer 
Nachhaltigkeit zeigt eine europaweit durchgeführte Studie über den Erfolg von 
Klimaschutzmaßnahmen: Diese Arbeit legt dar, dass der Erfolg von 
Klimaschutzmaßnahmen auch wesentlich von der Einbeziehung der Bevölkerung 
(auch sozial Benachteiligten) abhängt und dass Klimapolitik so gestaltet werden soll, 
dass Partizipation und Eigeninitiative der sozial Benachteiligten möglich ist. Durch 
ökologisch motivierte Aktivitäten werden Möglichkeiten geschaffen, sozial 
benachteiligte Gruppen in die Gesellschaft zu integrieren. ExpertInnen erwarten 
positive Synergieeffekte von entsprechend ausgestalteten Klimaschutz- und 
Sozialpolitiken (vgl. Umweltbundesamt 1999).  

 

2.3 Zusammenfassung der Literaturübersicht 

Die Literaturrecherche zeigt deutlich die verschiedenen Zugänge und den 
unterschiedlichen Stand der Literatur zum Thema Nachhaltiger Klimaschutz im Kontext 
der sozialen Dimension. Wissenschaftliche Arbeiten, die für die gegenständliche 
Untersuchung zum Thema „Nachhaltiger Klimaschutz unter besonderer 
Berücksichtigung der sozialen Dimension“ von Bedeutung sind, können grob in die 
Bereiche „soziale Aspekte der Nachhaltigkeit“ und „Klimaschutz“ eingeteilt werden.  

Die untersuchten Arbeiten zur sozialen Dimension der Nachhaltigkeit zeichnen sich 
wiederum durch eine unzureichende Konkretisierung und Operationalisierung aus. 
Dies ist primär auf den Untersuchungsgegenstand zurückzuführen, der nicht in 
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vergleichbarem Ausmaß über einen normativen Konsens hinsichtlich der sozialen 
Dimension der Nachhaltigkeit verfügt, wie dies in Bezug auf die ökologische und 
ökonomische Dimension gegeben ist.  

Die wichtigsten Arbeiten zum Klimaschutz zeigen primär die mit technischen Optionen 
und Instrumenten verbundenen Reduktionen an Treibhausgasemissionen auf. Darüber 
hinaus wird die Analyse ergänzt durch die Untersuchung der quantitativen 
Beschäftigungseffekte und der erwarteten Verteilungswirkungen. Während die 
Beschäftigungseffekte13 in den meisten Studien positiv – wenn auch differenziert nach 
Branchen - gesehen werden, ist eine verallgemeinerbare Aussage hinsichtlich der 
Verteilungsaspekte nicht möglich. Negative Verteilungswirkungen werden vor allem bei 
Mehrfachbetroffenheiten bzw. beschränkten Anpassungsoptionen der betroffenen 
Personen identifiziert. Weitere soziale Aspekte von Klimaschutzmaßnahmen werden in 
der Regel nicht diskutiert.  

Im Sinne der Ziele der gegenständlichen Untersuchung konnten eine Reihe von 
Kriterien und Indikatoren gefunden werden, die als Referenzpunkte für eine Definition 
der sozialen Nachhaltigkeit im Bereich des Klimaschutzes geeignet erscheinen. Es 
muss jedoch explizit darauf hingewiesen werden, dass mit den gewählten Kriterien 
bzw. Indikatoren und in noch höherem Maße mit den Bewertungen im Rahmen der 
Einzelmaßnahmen Werthaltungen einhergehen, die hinterfragt werden können und 
sollen.  

 

                                                
13 Allerdings sei darauf hingewiesen, dass viele der untersuchten Studien bzw. deren 

AutorInnen Klimaschutzmaßnahmen grundsätzlich positiv gegenüberstehen. Es wäre zu 
untersuchen, inwieweit dies zu Verzerrungen hinsichtlich der erwarteten 
Beschäftigungswirkungen führt.  
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3 Indikatorenset „Nachhaltiger Klimaschutz“ 
 

Klimaschutzmaßnahmen wie generell umweltpolitische Aktivitäten beeinflussen 
Wirtschaft und Gesellschaft in ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht. Da 
die gesamte Fülle der direkten und indirekten Wirkungen nicht bzw. nur schwer 
vollständig erfassbar ist, bedient man sich in aller Regel so genannter Indikatoren, die 
die wesentlichsten Wirkungen beschreiben und erfassbar machen. Im Sinne der 
Definition von Nachhaltigem Klimaschutz haben diese daher sowohl die ökonomische, 
ökologische als auch die soziale Dimension zu umfassen. Im Rahmen dieses Kapitels 
wird versucht, die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit mittels einzelner Kriterien näher 
zu spezifizieren und Indikatoren zu bilden, die diese Kriterien (statistisch) erfassbar 
beschreiben. Da den ökonomischen und ökologischen Wirkungen der 
Klimaschutzaktivitäten in der Diskussion breiter Raum eingeräumt wird, wird im 
Rahmen dieser Arbeit ein Schwergewicht auf die sozialen Aspekte des Klimaschutzes 
gelegt.  

 

3.1 Definition und Qualitätsanforderungen an Indikatoren 

Indikatoren kann man allgemein als Kenngrößen definieren, die zur Abbildung eines 
bestimmten, nicht direkt messbaren und oftmals komplexen Sachverhalts ausgewählt 
werden (vgl. SRU 1998, S. 93). Bei der hier gewählten Vorgangsweise handelt es sich 
um eine Auswahl von Schlüssel- bzw. Leitindikatoren, die repräsentativ oder dominant 
für ein bestimmtes (qualitatives) Kriterium sind. Indikatoren sind – soweit möglich – 
quantitative Daten, die grundsätzlich keine Aussage über ihre Gewichtung innerhalb 
des jeweiligen Kriteriums bzw. Dimension erlauben. Auf die Errichtung eines 
Indikatorensystems mit fixer Gewichtung wurde bewusst verzichtet, vielmehr erfolgt im 
Rahmen der zusammenfassenden Beurteilung eine qualitative Aggregation der 
Indikatoren.  

Folgende Qualitätsanforderungen stehen bei der Auswahl von Indikatoren im 
Mittelpunkt: 

• Statistische Qualität: Die Verfügbarkeit der Daten, das Vorhandensein 
bestehender Zeitreihen bzw. der Aufwand zur Beschaffung der erforderlichen 
Daten sowie deren Glaubwürdigkeit  

• Zielbezug: Die verwendeten Indikatoren sollen mit dem jeweiligen Kriterium in 
direkter Verbindung stehen und durch die zu untersuchende Maßnahme 
möglichst unmittelbar beeinflusst werden.  

• Relevanz: Indikatoren sollen einen zentralen Bereich des jeweiligen Kriteriums 
abdecken. Die Relevanz eines Indikators orientiert sich dabei an der jeweiligen 
Fragestellung, in unserem Fall der Wirkung der zu untersuchenden Maßnahme 
im Sinne eines nachhaltigen Klimaschutzes.  

Die Qualität eines Indikators entscheidet sich letztendlich über seine Nutzbarkeit in 
Bezug auf die Bewertung der einzelnen Maßnahmen. Es soll jedoch darauf verwiesen 
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werden, dass jedes Indikatorsystem letztlich eine Reduktion darstellt und daher keine 
vollständige Beurteilung erlaubt.  

 

3.2 Indikatorensystem „Nachhaltiger Klimaschutz“ 

Auf Basis eines Literaturstudiums wurden die folgenden Kriterien und Indikatoren zur 
Erfassung der ökologischen, ökonomischen und sozialen Wirkungen von 
Klimaschutzmaßnahmen identifiziert. Diese werden in weiterer Folge für die Bewertung 
der Klimaschutzmaßnahmen herangezogen.  

 

3.2.1 Ökologische Dimension  

Hinsichtlich der ökologischen Dimension der Nachhaltigkeit steht das Kriterium der 
Wirkungen auf den Treibhauseffekt im Mittelpunkt des Klimaschutzes.  

Indikator:  Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen, vor allem der 
Kohlendioxidemissionen (CO2-Emissionen)  

Da der Klimaschutz auf die Stabilisierung der Konzentration an Treibhausgasen in der 
Atmosphäre abzielt, steht der Indikator „Beitrag zur Reduktion der 
Treibhausgasemissionen“ im Mittelpunkt. Das Schwergewicht innerhalb der 
Treibhausgasemissionen liegt bei den CO2-Emissionen, die in Österreich für über 80% 
der Treibhausgase verantwortlich zeichnen. Da alle untersuchten 
Klimaschutzmaßnahmen per Definition auf eine Reduktion der Treibhausgase zielen, 
werden auch die relativen Kosten pro Tonne eingespartem Treibhausgas-Äquivalent 
sowie die mit der Maßnahme erreichbaren absoluten Reduktionsvolumina zur 
Beurteilung der Maßnahme herangezogen. Letzteres vor allem deshalb, als sowohl die 
Transaktionskosten als auch die erwarteten Lerneffekte bei höherem Gesamtvolumen 
positiv zu bewerten sind. Sofern weitere relevante ökologische Effekte zu erwarten 
sind, wird dies in der Bewertung berücksichtigt.  

 

3.2.2 Ökonomische Dimension 

Im Rahmen der ökonomischen Dimension werden folgende Indikatoren zur (positiven) 
Beurteilung einer Maßnahme herangezogen: 

• Erhöhung des Wirtschaftswachstums (% des BIP) 

• Beitrag zur Technologieinnovation mit Schwerpunkt Technologieentwicklung. 

Die Wirkungen der Maßnahmen auf die Handelsbilanz werden – ebenso wie in den 
meisten österreichischen Studien – nicht weiter untersucht. Vielmehr wird davon 
ausgegangen, dass Maßnahmen zur CO2-Einsparung auch zu einer 
Verbrauchsreduktion an – importierter - fossiler Energie führen. Klimaschutz trägt 
daher zu einer nachhaltigen Entlastung der Handelsbilanz bei, da Österreich einen 
Großteil der fossilen Energieträger importiert. Im Jahr 2001 betrugen die Ausgaben für 



 - 26 - 

Energieimporte rund 5,5 Mrd. Euro14. Zwischen 2000 und 2001 stiegen die Ausgaben 
für Energieimporte um mehr als 12%, bei einem Anstieg der importierten Energie um 
6,2% (vgl. BMWA 2002). 

In den Untersuchungen zu den ökonomischen Auswirkungen erneuerbarer 
Energieträger (z.B. Biomasse) wird meist davon ausgegangen, dass die erneuerbaren 
Energieträger (Biomasse) inländischer Herkunft sind. In der Praxis jedoch werden 
auch erneuerbare Energieträger zum Teil importiert15 bzw. kommt das 
beschäftigungsintensiv produzierte Waldhackgut aus der Landwirtschaft aus 
Kostengründen oft nicht zum Einsatz. Die errechneten Wertschöpfungseffekte 
respektive Beschäftigungseffekte eines erhöhten Einsatzes erneuerbarer 
Energieträger werden demnach in vielen Studien überschätzt. Im Rahmen der 
gegenständlichen Untersuchung kann dieser Aspekt jedoch nicht weiter analysiert 
werden, sodass die obigen – optimistischen – Annahmen nicht weiter hinterfragt 
werden. 

Während das Wirtschaftswachstum in vielen Studien zum Klimaschutz explizit 
untersucht und quantifiziert wird, werden die Wirkungen einer Maßnahme im Hinblick 
auf Technologieinnovation und Technologieentwicklung nur in Ausnahmefällen in der 
Literatur diskutiert. Sofern dies der Fall ist, sind die Aussagen in der Regel qualitativer 
Natur. Das Kriterium der Technologieinnovation wurde vor allem aufgrund seiner 
zunehmenden Bedeutung im Rahmen des Wettbewerbes zwischen einzelnen 
Volkswirtschaften aufgenommen. Hierin wird auch berücksichtigt, inwieweit Österreich 
durch eine bestimmte Maßnahme einen technologischen Wettbewerbsvorteil 
gegenüber Mitbewerbern erreichen kann.  

 

3.2.3 Soziale Dimension 

Die soziale Dimension der Nachhaltigkeit beleuchtet grundsätzlich drei Ebenen: eine 
globale Perspektive, eine Perspektive nachhaltiger Gesellschaften und eine 
Perspektive der Nachhaltigkeit individueller Lebensführung. Diese drei Ebenen 
gleichermaßen zu erfassen und geeignete Kriterien heranzuziehen stellt eine große 
Herausforderung dar. Bei der Auswahl der Kriterien und Indikatoren der sozialen 
Dimension der Nachhaltigkeit für die gegenständliche Arbeit erfolgt die primäre 
Orientierung an einer Studie des Instituts für sozial-ökologische Forschung „Soziale 
Dimensionen der Nachhaltigkeit“16, die sich in sehr umfassender Weise dem Thema 
widmet. Daraus abgeleitete Indikatoren werden ebenso wie die Indikatoren der 

                                                
14 Fast 60% davon fielen auf Erdöl und -produkte. Von stark zunehmender Bedeutung sind aber 

auch die Ausgaben für Stromimporte (+143,7%). Der Anteil der Energieimporte an den 
Gesamtwarenimporten beträgt knapp 7% (vgl. BMWA 2002).  

15 Gegenüber dem Jahr 2000 erhöhten sich die Importe erneuerbarer Energieträger im Jahr 
2001 um mehr als 27% (vgl. BMWA 2002).  

16 Empacher, C., Wehling, P. 2002. Soziale Dimensionen der Nachhaltigkeit. Theoretische 
Grundlagen und Indikatoren. Studientexte des Instituts für sozial-ökologische Forschung, Nr. 
11, Frankfurt/Main.  



 - 27 - 

Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie17 je nach Eignung für eine Bewertung von 
Klimaschutzmaßnahmen berücksichtigt.  

Im Rahmen der gegenständlichen Arbeit werden folgende Kriterien und Indikatoren zur 
Beurteilung der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit herangezogen:  

Tabelle 1: Kriterien und Indikatoren der sozialen Nachhaltigkeit  

Kriterium Indikator (anhand der positiven Ausprägung beschrieben) 

Reduktion der Zahl armutsgefährdeter Personen18  Einkommen/Armut  

Angleichung der Einkommensverteilung, Erwerbs- und Transfer-
einkommen  

Erhöhung der Beschäftigung insgesamt19  Beschäftigung 

Erhöhung der Beschäftigung in Branchen bzw. Regionen mit hohem 
Anteil an Arbeitslosen (strukturschwache Regionen)  

Erhöhung der Wohnfläche pro Person 

Verbesserung der Ausstattung der Wohnungen (z.B. Reduktion des 
Anteils an Einzelöfen, erhöhte Ausstattung mit hochwertigen Geräten)  

Wohnen 

Reduktion der Betroffenheit von Lärmimmissionen 

Verringerung des Gesundheitsrisikos der Personen, insb. im Hinblick 
auf berufliche Risiken 

Gesundheit 

Verbesserung der Luftqualität (z.B. von hohen Schadstoffimmissionen 
betroffene Personen)  

Infrastruktur Verbesserte Verfügbarkeit von Nahversorgung; Reduktion des 
Zeitaufwandes Wohnung - Arbeitsplatz 

Verbesserter Anschluss an den Öffentlichen Verkehr  Mobilität 

Geringerer Wohlstandseffekt durch Unfall- und Staukosten  

Genderaspekt Erhöhte Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Aspekten, 
insbesondere im Hinblick auf die Stellung von Frauen in der Arbeitswelt  

 

Aufgrund der hohen Anzahl an Indikatoren der sozialen Dimension werden pro 
Maßnahme vor allem jene Indikatoren näher diskutiert, die wesentliche Änderungen 
infolge der untersuchten Klimaschutzmaßnahme erwarten lassen.  

Wie bereits im vorangegangenen Kapitel thematisiert, wurde die Mehrzahl der oben 
genannten Indikatoren zur Erfassung der sozialen Dimension bisher nur unzureichend 

                                                
17 Österreichische Bundesregierung 2002. Die österreichische Strategie zur nachhaltigen 

Entwicklung. Wien.  
18 Analog zur österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie wird der Indikator „Armutsgefährdung“ 

definiert als der Bevölkerungsanteil unterhalb der Armutsgrenze vor und nach Sozialtransfers; 
Armutsgrenze definiert als 60% des Medianeinkommens.  

19 Analog zur österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie wird der Indikator 
„Beschäftigungsänderung“ definiert als jährliche Änderung der gesamten beschäftigten 
Bevölkerung (insgesamt, Frauen und Männer).  
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untersucht. Darüber hinaus bestehen für viele Indikatoren keine entsprechenden 
statistischen Zeitreihen, sodass seitens der AutorInnen qualitative Abschätzungen auf 
Grundlage verschiedenster Quellen wie Statistiken oder eventuell bereits vorliegender 
Studien getroffen werden müssen.  
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4 Untersuchte Klimaschutzmaßnahmen  
 

Im Folgenden werden einzelne Klimaschutzmaßnahmen beschrieben, die in der 
Fachdiskussion sowie in den darauf aufbauenden politischen Programmen und 
Absichtserklärungen hohen Stellenwert einnehmen. Als wichtigste Grundlagen für die 
Auswahl der Maßnahmen dienen die Österreichische Klimastrategie20 sowie 
vergleichbare wissenschaftliche Arbeiten (vgl. z.B. E.V.A. 1993; E.V.A. 1995). Bei der 
Auswahl der Maßnahmen wird dem zu erwartenden quantitativen Beitrag zur 
Erreichung des Klimaschutzzieles besonderes Augenmerk geschenkt. Dabei werden 
folgende Maßnahmen untersucht: 
 

1. Reform der Wohnbauförderung: Umschichtung der Wohnbauförderung vom 
Neubau zur Althaussanierung 

2. Verstärkte Ausrichtung der Wohnbauförderung (Neubau) an 
Klimaschutzkriterien 

3. Impulsprogramm Energiecontracting 
4. Forcierung von Nah- und Fernwärmenetzen mit Schwerpunkt Biomasse und 

KWK 
5. Durchführung einer ökologischen Steuerreform mi t Schwerpunkt Klimaschutz 
6. Anpassung der Raumplanung an Nachhaltigkeitskriterien 
7. Attraktivierung des Öffentlichen Personennahverkehrs 
8. Einführung einer fahrleistungsabhängigen Maut für Lkw 
9. “Congestion Pricing” für Pkw 
10. Förderungsprogramm Joint Implementation (JI) und Clean Development 

Mechanism (CDM) 
 

Obwohl die einzelnen Maßnahmen ineinander greifen und miteinander in 
Wechselwirkung treten, werden sie weit gehend getrennt analysiert. Bei Bedarf wird 
jedoch auf positive und negative Rückkoppelungen verwiesen.  

Innerhalb der einzelnen Maßnahmen wird zuerst der Hintergrund beschrieben, der für 
die Maßnahme von hoher Relevanz ist. Darauf aufbauend wird die Maßnahme näher 
definiert. Dies ist erforderlich, da die Wirkungen der Maßnahmen im Sinne der 
Nachhaltigkeit in hohem Maße von ihrer konkreten Ausgestaltung abhängen. Gerade 
im Hinblick auf den sozialen Aspekt der Nachhaltigkeit weisen die Maßnahmen oftmals 
ein geringes Maß an Konkretisierung auf. Die AutorInnen versuchen daher, die 
Maßnahmen näher zu beschreiben, sodass Aussagen über die zu erwartenden 
sozialen Wirkungen möglich sind. Hierbei muss nicht notwendigerweise eine 
Übereinstimmung mit den hier zitierten Untersuchungen zur Abschätzung der 
ökologischen und ökonomischen Potenziale der Maßnahmen gegeben sein. Soweit 

                                                
20 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (2002). 

Strategie Österreichs zur Erreichung des Kyoto-Ziels, Wien Juni 2002.  
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möglich wird jedoch auf ein hohes Maß an Übereinstimmung geachtet, sodass die 
Aussagekraft der zitierten Arbeiten erhalten bleibt21. 

                                                
21 Es hat sich im Rahmen der Untersuchung gezeigt, dass die in der Literatur untersuchten 

Maßnahmen of tmals nur in allgemeiner Form beschrieben sind.  
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Anschließend werden die Wirkungen der Maßnahmen auf Basis der oben genannten 
Kriterien und Indikatoren diskutiert, indem die - durch die einzelnen Maßnahmen 
hervorgerufenen - Veränderungen der Indikatoren gegenüber dem Status Quo 
dargestellt werden. Soweit vorhanden wird dabei auf statistische Grundlagen sowie 
vorhandene Untersuchungen zurückgegriffen. Da bei Maßnahmen innerhalb eines 
Handlungsfeldes (z.B. Raumwärme) oftmals dieselben Grundlagen von Relevanz sind, 
wird aus Gründen der Lesbarkeit auf Wiederholung in der Beschreibung der 
nachfolgenden Maßnahmen verzichtet. In der Regel finden sich die für das jeweilige 
Handlungsfeld (z.B. Verkehr) geltenden Grundlagen in der ersten diskutierten 
Maßnahme des Handlungsfeldes.  

Am Ende des jeweiligen Unterkapitels, das die Maßnahme umfasst, findet sich eine 
Darstellung des Ergebnisses der Untersuchung in Tabellenform sowie eine 
Gesamtbewertung und allfällige Anmerkungen. Ebenso findet sich hier ein Hinweis auf 
die jeweils relevante und zugrunde liegende Li teratur.  
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4.1 Reform der Wohnbauförderung: Umschichtung der 
Wohnbauförderung vom Neubau zur Althaussanierung22  

 

4.1.1 Hintergrund 

In allen Arbeiten zur Reduktion der Treibhausgasemissionen in Österreich nehmen 
Maßnahmen zur Erhöhung der thermischen Qualität von Gebäuden und hier 
insbesondere die Althaussanierung zentralen Stellenwert ein, da durch diese 
Aktivitäten große Energieeinsparungen und daher CO2-Reduktionen zu erwarten sind 
(vgl. z.B. Abele et al 2000). Vor allem Häuser, die zwischen 1945 und 1980 errichtet 
wurden, gelten hinsichtlich der Energieeffizienz als besonders problematisch und aus 
energetischen Gründen als dringend sanierungsbedürftig. In solchen Objekten können 
umfassende Sanierungen den Heizwärmebedarf um rund die Hälfte reduzieren23. 
Österreichweit wurden knapp die Hälfte der bewohnten Wohnungen (1,48 Mio.) in 
diesem Zeitraum errichtet.  

 

Abb. 4-1: Entwicklung der thermischen Gebäudequalität (Heizlast) in Österreich 

Quelle: Biermayr (1999), zitiert in: Greisberger et al. (2004)  

                                                
22 An dieser Stelle muss angemerkt werden, dass unter „Althaus“ in der vorliegenden Studie 

Gebäude verstanden werden, die Sanierungsbedarf vor allem hinsichtlich der thermischen 
Qualität der Gebäude aufweisen also vorwiegend zwischen 1945 und 1980 erbaut wurden. 
Das Mietrechtsgesetz versteht unter „Altbau“ hingegen Gebäude vor 1945.  

23 Laut Auskunft der Energieverwertungsagentur, Wien.  
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Wie obige Abbildung zeigt, weisen energietechnisch nicht sanierte Gebäude der 
1960er Jahre eine etwa um den Faktor 2 (Mehrfamilienhäuser) bzw. 3 
(Einfamilienhäuser) schlechtere thermische Gebäudequalität gegenüber dem heutigen 
Durchschnitt auf.  

Der wichtigste Grund für eine Sanierung von Gebäuden liegt jedoch nicht im 
energetischen Sanierungsbedarf, sondern im Wunsch nach einer Komfort- und/oder 
Nutzungsverbesserung, etwa in einer Verbesserung der Wohnungsausstattung. 
Beispielsweise verfügen mehr als 15% der bewohnten Wohnungen über keinen 
Anschluss an eine zentrale Heizungsanlage oder ähnliches (vgl. Czerny et al. 2002). 
Mit entsprechenden Sanierungsmaßnahmen kommt es daher insbesondere zu 
Komfortverbesserungen für die BewohnerInnen. Neben dem hohen Treibhausgas-
Reduktionspotenzial und den Erhöhungen des Wohnkomforts werden vor allem die 
positiven arbeitsmarktpolitischen Wirkungen einer qualitativ hochwertigen thermischen 
Althaussanierung für die Bauwirtschaft hervorgehoben (vgl. z.B. Brandl/Hildebrand 
2002).  

In Österreich stellt die Wohnbauförderung das wichtigste Instrument zur Lenkung des 
Baugeschehens dar. Aus diesem Grunde beziehen sich die meisten Vorschläge im 
Rahmen der Klimadiskussion auf eine entsprechende Änderung der 
Wohnbauförderung der Länder. Änderungen der Bauordnung oder sonstiger 
ordnungsrechtlicher Vorgaben nehmen in dieser Diskussion einen vergleichsweise 
geringen Stellenwert ein.  

Die Bauwirtschaft beschäftigt derzeit etwa 8% der unselbständig Erwerbstätigen in 
Österreich. Seit Mitte der 1990er Jahre ist die Beschäftigung in der Bauwirtschaft leicht 
rückgängig. Zwischen 1995 und 2001 hat die Beschäftigung im Bauwesen um 7,5% 
abgenommen, während die Zahl der unselbständig Beschäftigten insgesamt um 2,6% 
zugenommen hat (vgl. WKÖ 2002). Als Saisonbranche ist die Bauwirtschaft im 
Jahresdurchschnitt von hoher Arbeitslosigkeit betroffen. Im Jahresdurchschnitt 1999 
erreichte die Arbeitslosenquote 12,9%. Ein Rückgang der Nachfrage nach 
Bauleistungen betrifft zu über 70% die Beschäftigten in der Bauwirtschaft, zu etwa 
10% die Sachgüterproduktion und zu gut 15% den Dienstleistungsbereich. Dem 
Wohnbau kommt ein bedeutender Anteil an der Beschäftigung im Bauwesen zu. Rund 
100.000 Personen sind im Wohnbau einschließlich wohnbaubezogenem 
Bauhilfsgewerbe beschäftigt. Die Beschäftigungswirkungen von Nachfrageänderungen 
nach Produkten der Bauwirtschaft sind im Wohnbau um rund 13% höher als in der 
Bauwirtschaft insgesamt. Dieser Tatbestand ist vor allem auf den hohen Anteil des 
arbeitsintensiven Bauhilfsgewerbes zurückzuführen (vgl. Czerny 2001).  

Der Wohnbauboom der 1990er Jahre führte zu einem großen Angebot an Wohnungen 
- vor allem im mehrgeschoßigen Wohnungssegment - in Österreich. Im Jahre 1999 
wurden 59.400 Wohnungen fertig gestellt. Seither ist die Zahl wieder rückläufig. Die 
zweckgebundenen Mittel für die direkte Wohnbauförderung in Österreich betragen 
knapp 1,8 Mrd. Euro jährlich seit 1996 (vgl. Czerny 2001). Die Zweckbindung der 
Wohnbauförderungsmittel wurde 2001 aufgehoben und für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Infrastruktur sowie des Klimaschutzes geöffnet. Obwohl keine 
eindeutige Quantifizierung der Wohnbaufördermittel möglich ist, sehen ExpertInnen 
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der Bundesländer keine negativen Auswirkungen dieser Maßnahme auf das Volumen 
der Wohnbauförderung. Einschließlich einer zusätzlichen Bedarfszuweisung und 
indirekter Förderungen in Form von Steuerverzichten, Prämien und anderes stellte der 
Bund im Jahr 2000 rund 2,83 Mrd. Euro an Wohnbauförderungsmittel zur Verfügung24. 
Ende der 1990er Jahre entfielen etwa 75% der gesamten Mittel der 
Wohnbauförderung auf den Neubau (vgl. Czerny 2001) bei weiter sinkender Tendenz. 
Lediglich 25% dienen der Förderung der Althaussanierung in Österreich trotz einer 
hohen Steigerung des Anteils der Sanierung in den 1990er Jahren. Der Anteil der 
Sanierungsförderung an der Wohnbauförderung betrug 1990 nur  16%. 

 

Tab. 4-1: Fertig gestellte Wohnungen 1975 - 2002 
 

 Österreich Wien 
1975 48.570 7.144 
1980 78.457 11.259 
1985 41.153 6.850 
1990 36.553 4.142 
1995 53.353 9.428 
2000 53.760 11.713 
2001 45.850 6.329 
2002 41.914 5.628 
Quelle: Statistik Austria, Statistisches Jahrbuch 2004, Wohnungswesen; eigene Darstellung 

 

In der Bevölkerungsprognose der Statistik Austria25 wird bis 2025 mit einem leichten 
Anstieg der Bevölkerungszahl Österreichs von 8,0 auf 8,4 Millionen EinwohnerInnen 
gerechnet. Dies ist insbesondere auf eine deutliche Zunahme der über 60-jährigen 
Bevölkerungsgruppe zurückzuführen. Aufgrund der prognostizierten demographischen 
Veränderungen wird erwartet, dass der Wohnungsbedarf im Neubau mittelfristig zu 
einem Absinken der Neubautätigkeit auf unter 40.000 Wohnungen  pro Jahr führen wird 
(vgl. Czerny 2001, Seite 10). Damit einhergehend wird eine Verlagerung der 
Investitionstätigkeit vom Neubau zur Sanierung prognostiziert, womit Österreich einem 
internationalen Trend folgen würde. Mit der Reduktion des Neubaubedarfs geht auch 
eine Verringerung der Objektförderung für den Neubau26 einher. Die demographische 
Entwicklung – und der damit verbundene sinkende Neubaubedarf - wird durch den 
Anstieg an Singlehaushalten und den Anstieg der Wohnfläche pro Wohnung teilweise 
ausgeglichen.  

 

                                                
24 vgl. http://www.eva.wsr.ac.at/(de)/service/wbf.htm 
25 Siehe dazu Statistisches Jahrbuch 2004, Kapitel 2, Bevölkerungsvorausschätzung 2001 bis 

2050,  
26 92% der gesamten Förderung entfielen 1999 auf die Objektförderung und nur 8% auf die 

Subjektförderung in Form einer „Allgemeinen Wohnbeihilfe“ (vgl. Czerny 2001). Diese 
Wohnbeihilfe ist abhängig vom Familieneinkommen, der Familiengröße, der Wohnungsgröße 
und davon, wie viel für die Wohnung bezahlt werden muss.  
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Tab. 4-2: Anteil der 1-Personen-Haushalte in Prozent, Österreich und Wien 
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Quelle: Statistik Austria 

 

Der Wiener Wohnungsmarkt 

Hinsichtlich der Stadt Wien wird – nachdem die Anzahl der fertig gestellten 
Wohnungsneubauten von 11.700 Wohnungen im Jahr 2000 auf 5.600 Wohnungen im 
Jahr 2002 zurück gegangen ist – mittelfristig mit einem Anstieg der Nachfrage nach 
Neubauten gerechnet.  

Basierend auf den aktuellen Bevölkerungsprognosen der Statistik Austria berechnet 
die Forschungsgesellschaft für Wohnen, Bauen und Planen (FGW) den zukünftigen 
Bedarf an Neubauten für Wien. Sie kommt dabei zu folgendem zentralen Ergebnis: 
„Einem voraussichtlichen Wanderungssaldo von 3.000 bis 4.000 Haushalten pro Jahr 
im Basisszenario – davon 1.500 aus Mittel-Ost-Europa – und einer Zunahme der 
Haushaltszahl durch Verkleinerung der Haushalte im Ausmaß von ca. 1.500 pro Jahr 
steht ein Abgang an Wohnungen durch Abriss und Zusammenlegung von mindestens 
1.500 pro Jahr gegenüber. Unter der Annahme, dass die resultierende zusätzliche 
Wohnungsnachfrage allein durch Neubau gedeckt werden soll, bedeutet dies einen 
jährlichen Neubaubedarf von 6.000 bis 7.000 Wohnungen. Unter der Voraussetzung, 
dass wie in der Vergangenheit rund 90% des Neubaus durch 
Wohnbauförderungsmittel kofinanziert wird, bedeutet dies die Notwendigkeit die 
Förderungszusicherungen auf jährlich 5.500 bis 6.500 Einheiten anzuheben.“ (FGW 
2004, Hauptergebnisse Seite 1). Allerdings ist anzumerken, dass insbesondere 
Zuwanderungsströme aus Mittel-Ost-Europa nur schwer prognostizierbar sind, die 
oben genannte Studie berechnet daher auch zwei Alternativszenarien mit 500 bzw. 
4.000 Haushalten aus Mittel-Ost-Europa. Entsprechend dieser Annahmen ist eine 
erhöhte Neubautätigkeit insbesondere erforderlich, um einen Anstieg der Preise für 
Mietwohnungen – und damit im unteren sozialen Segment – zu verhindern. Hierbei sei 
angemerkt, dass Österreich und Wien ein niedriges Durchschnittspreisniveau für Miet- 
und Eigentumswohnungen aufweist (vgl. FGW 2004, Czasny, Karl, Vortrag, siehe 
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unten). Für die Stadt Wien ist es daher von besonderer Bedeutung möglichst kurzfristig 
auf Nachfrageänderungen reagieren zu können.  

Damit wäre trotz eines nur leichten Anstiegs der Bevölkerung in den nächsten 10 
Jahren im Durchschnitt eine Erhöhung der Neubautätigkeit (vom derzeit niedrigen 
Stand) erforderlich. Neben dem erwarteten Zuzug und dem weiteren Anstieg der 
Singlehaushalte sind es vor allem die Zusammenlegung von Wohnungen im Zuge von 
Althaussanierungen und der Abriss von Wohnungen, die eine erhöhte Neubautätigkeit 
erforderlich machen. Laut Amtsrat Burghard Bartl, MA 50 Wiener Wohnbauförderung, 
gingen beispielsweise im Zuge der Sanierung des Karl Marx-Hofes etwa 30% der 
Wohnungen durch Zusammenlegungen verloren. Eine einfache Übertragbarkeit auf 
den gesamten Wiener Althaussanierungsmarkt ist jedoch nicht möglich. Teilweise wird 
der Verlust an Wohnungen aufgrund von Wohnungszusammenlegung durch 
Dachbodenausbauten wett gemacht.  

Ebenso unterscheidet sich die Verteilung der Wohnbauförderungsmittel der Stadt Wien 
nach Auskunft von Amtsrat Burghard Bartl, MA 50 Wiener Wohnbauförderung, 
wesentlich vom gesamtösterreichischen Durchschnitt. So werden in Wien etwa jeweils 
3/7 der Wohnbauförderungsmittel für Neubau und Althaussanierung verwendet. Etwa 
1/7 der Mittel entfallen auf Subjektförderung im Rahmen der Wohnbeihilfe. Wien 
konnte damit, sowie durch den Betrieb und die Schaffung von Gemeindebauten, 
wesentlich zu einem sozialen Ausgleich im Wohnungswesen beitragen. So wird 
gemeinsam mit privaten Vereinen wie der Volkshilfe und Caritas versucht, 
Delogierungen in Gemeindebauten möglichst zu vermeiden.  

 

Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Raumwärmebereich 

Im Bereich der Raumwärme des Kleinverbrauchs (private Haushalte, gewerblich 
genutzte Gebäude, öffentliche Gebäude) konnte für die Jahre zwischen 1990 und 2000 
trotz einer Steigerung der fertig gestellten Wohnungen von 62%27 eine Stabilisierung 
der Treibhausgasemissionen bei rund 13 Mio. t pro Jahr erreicht werden. Die Anzahl 
der Gebäude insgesamt hat zwischen 1991 und 2001 um 9% zugenommen (Czerny 
2002, S. 12). Die Stabilisierung der Treibhausgasemissionen ist insbesondere auf die 
Umstellung auf CO2-ärmere Energieträger (z.B. von Kohle auf Fernwärme, Erdgas), 
die energetische Sanierung von Wohngebäuden und die deutlich verbesserten 
Energiekennzahlen des Wohnungsneubaus (siehe Abb. 4-1) zurückzuführen.  

Eine Aufstockung der Wohnbauförderungsmittel als Mittel für eine Sanierungsoffensive 
wird aufgrund budgetärer Restriktionen in den meisten Vorschlägen nicht diskutiert. 
Diese Option wird daher auch im Rahmen der gegenständlichen Untersuchung nicht 
weiter verfolgt. Allerdings sei festgehalten, dass die Nichtanhebung des 
Bundeszuschusses real einer Senkung der Wohnbauförderung gleichkommt.  

 

                                                
27 Die Steigerung bezieht sich auf den Zeitraum zwischen 1990 und 1999 (Czerny 2001, S . 4).  



 - 37 - 

4.1.2 Untersuchte Maßnahme 

Umschichtung von Wohnbauförderungsmittel (derzeit 1,8 Mrd. Euro) vom Neubau zur 
Althaussanierung. Mit den zur Verfügung stehenden Mitteln werden sowohl 
Maßnahmen zur Erhöhung der thermischen Qualität (Senkung des Energieverbrauchs) 
als auch Maßnahmen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen je Energieinput 
(Wechsel des Energieträgers, Solarenergie etc.) gefördert.  

Im Rahmen der Ausgestaltung der Sanierungsförderung werden begleitende 
Maßnahmen zur erhöhten Berücksichtigung der sozialen Komponente gesetzt. Ebenso 
wird durch eine Berücksichtigung der Verbesserung gegenüber der (rechnerischen) 
Ausgangslage in der Förderhöhe ein Anreiz gesetzt, Gebäude mit sehr mangelhafter 
thermischer Qualität zu sanieren. Ziel ist es, eine umfassende Sanierung zu erreichen. 
Der Schwerpunkt der Althaussanierung liegt im verdichteten Wohnbau.  

 

4.1.3 Wirkungen 

Hinsichtlich der erwarteten Wirkungen zeigt sich eine hohe Homogenität der 
vorliegenden Studien. Trotz möglicher Rebound-Effekte wird eine deutliche Reduktion 
des Energiebedarfs erwartet.  

Ökologische Dimension  
Die thermisch-energetische Althaussanierung in Wohngebäuden verfügt über ein 
großes Treibhausgas-Reduktionspotenzial. Im Rahmen der österreichischen 
Klimaschutzstrategie wird eine Reduktion von 1,6 Mio. t CO2-Äquivalent pro Jahr 
angestrebt (vgl. BMLFUW 2002). Laut E.V.A. wird das CO2-Reduktionspotenzial allein 
durch Verbesserungen der Gebäudehülle im Neu- und Altbau zwischen 1990 und 2005 
auf 14,2 Mio. Tonnen CO2-Emissionen geschätzt. Hinzu kommen 6,3 Mio. Tonnen 
CO2-Emissionen durch Energieträgerwechsel und 4,1 Mio. Tonnen CO2 durch 
Verbesserungen der Heizanlagen. Insgesamt zeigen alle Untersuchungen zur 
Erhöhung der Althaussanierung positive ökologische Effekte, wenngleich das Ausmaß 
der tatsächlich erreichten Einsparungen an Energie infolge unterschiedlicher 
Ausgangsniveaus und nutzerspezifischer Effekte (z.B. Lüftungsverhalten, Rebound-
Effekte) nicht immer eindeutig prognostiziert werden kann.  

Die spezifischen CO2-Minderungskosten für diese Maßnahme sind insbesondere bei 
entsprechender Ausgestaltung (Sanierung von Gebäuden mit schlechter thermischer 
Qualität) im Vergleich mit anderen Maßnahmen finanziell günstig (vgl. E.V.A. 1995). 
Allerdings sind die spezifischen Vermeidungskosten der Althaussanierung höher als 
die spezifischen Vermeidungskosten im Wohnungsneubau. 

Ökonomische Dimension  
Investitionen in die Bauwirtschaft wirken sich aus ökonomischer Sicht hinsichtlich des 
Kriteriums „Wirtschaftswachstum“ sehr positiv auf. Die vorliegenden Studien zeigen, 
dass die Bauwirtschaft gegenüber anderen Branchen eine überdurchschnittliche 
Multiplikatorwirkung auf die Inlandsnachfrage aufweist. Die positive Wirkung ist 
insbesondere dann gegeben, wenn gleichzeitig Einschränkungen bei vergleichbaren 
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Großinvestitionen mit geringer Inlandswirkung (z.B. Urlaubsreisen ins Ausland) infolge 
der mit der Sanierung verbunden finanziellen Belastung der Haushalte im 
Investitionsjahr erfolgen.  

Die Effekte auf Technologieinnovation und –entwicklung durch die Umschichtung sind 
geringfügig negativ. Negative Effekte sind vor allem dann zu erwarten, wenn die 
Nachfrage nach innovativen Technologien mit österreichischer 
Technologieführerschaft (z.B. Wandkollektoren mit Heizungseinbindung im Bereich der 
Solarenergie) aufgrund fehlender Fördermittel im Wohnbau zurückgeht, da im Bereich 
der Sanierung vor allem auf erprobte Produkte zurückgegriffen wird. Positive Effekte 
können durch die Setzung von Mindeststandards hinsichtlich der technischen Effizienz 
(z.B. max. NOX-Emissionen bei Biomasseheizungen, Nutzung von Qualitätsausweisen 
für Gebäude bei Althaussanierungen) in die Ausgestaltung der Förderung 
einhergehen. Dadurch können die bisher geringen Ausgaben für 
Technologieentwicklung im Sanierungsbereich gestärkt werden.  

Die Förderung von Solaranlagen hat sich positiv auf die Technologieentwicklung 
ausgewirkt. Dies zeigt sich beispielsweise an der Entwicklung der Exporte von 
Solarkollektoren. Anfang der 1990er Jahre betrug der Export von Kollektoren 1.200 m², 
im Jahr 1999 betrug der Exportanteil der in Österreich gefertigten Flachkollektoren 
31% (60.108 m²), im Jahr 2000 bereits 43% (112.017 m²). 2001 stieg der Anteil mit 
insgesamt 243.664 m² exportierter Fläche auf über 60%. Österreichische Solaranlagen 
finden sich mittlerweile in ganz Europa, von Schweden über Deutschland und Italien 
bis hin zu Ungarn und Bulgarien (vgl. schriftliche Auskunft der Austria Solar).  

Ein weiterer interessanter ökonomischer Aspekt durch forcierte Investitionen in die 
Sanierung des Altbaubestandes betrifft die Werterhöhung der Immobilien. Durch 
qualitativ hochwertige Sanierungen wird die Bausubstanz verbessert und damit der 
Wert der Immobilie erhöht. Dies kommt jedoch – siehe unten – vor allem dem/der 
WohnungseigentümerIn zugute.  

 

Soziale Dimension  

Hinsichtlich des Kriteriums Einkommen zeigt sich, dass das Medianeinkommen im 
Bauwesen leicht über dem Medianeinkommen aller Branchen liegt.  

 

Tab. 4-3: Medianeinkommen 2001, brutto monatlich, in Euro 
 Arbeiter 

Männer 
Angestellte 

Männer 
Arbeiter 
Frauen 

Angestellte 
Frauen  

Bauwesen 1.764 2.594 1.069 1.335 
Durchschnitt 1.679 2.410 1.035 1.440 

Quelle: AK Wien 2002  

Hinsichtlich der Wirkungen der Förderung auf die Einkommensverteilung in Österreich 
sind auch die direkten Zahlungsströme der Wohnbauförderung von Relevanz. 
Diesbezügliche Statistiken und Untersuchungen zur sozialen Verteilung der 
Wohnbauförderung zeigen, dass in der Regel ein höheres Einkommen mit einer 
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höheren Förderwahrscheinlichkeit einhergeht. Nach den Ergebnissen der 
Konsumerhebung 1993/94 beziehen 48,8% aller österreichischen Haushalte 
irgendeine Form der Wohnbauförderung. Die Wahrscheinlichkeit gefördert zu werden, 
steigt tendenziell mit dem Einkommen: So beträgt sie im ersten Einkommensterzil28 
37,5%, im zweiten rund 54% und im dritten rund 55% (Czerny 2001, S. 61ff). Der 
Vergleich zwischen geförderten und nicht geförderten Haushalten zeigt, dass das 
Durchschnittseinkommen der geförderten Haushalte um rund 12% höher als das der 
nicht geförderten Haushalte ist. Ein Grund dafür liegt in den erforderlichen 
Eigenmitteln29, über die nicht alle Einkommensschichten in gleichem Maße verfügen. 
Weitere Gründe liegen darin, dass die Einkommensgrenzen relativ hoch gehalten 
werden und die Förderwürdigkeit in den meisten Bundesländern nur zum Zeitpunkt der 
Zuteilung gegeben sein muss. Eine kontinuierliche Einkommenskontrolle gibt es 
praktisch nicht. Die Wohnbauförderung wirkt daher tendenziell gegen eine Angleichung 
der Einkommensverteilung. Im Sinne der Nachhaltigen Entwicklung wird aus 
ökologischen und sozialen Gründen insbesondere die Förderung von 
Einfamilienhäusern kritisch betrachtet (siehe dazu auch Maßnahme 6 „Anpassung der 
Raumplanung an Nachhaltigkeitskriterien“).  

 

Abb.  4-2: Förderwahrscheinlichkeit nach Einkommensterzilen in Prozent 
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Quelle: Czerny 2001, eigene Darstellung.  

Insgesamt verfügt Österreich einerseits im Vergleich der EU-Staaten über den 
zweithöchsten Anteil an für „Arme“ leistbaren Mietwohnungen, andererseits über ein 
niedriges Durchschnittsniveau seiner Preise für Wohnungseigentum und Mieten. (vgl. 
Czasny, SRZ, Sozialpolitische Lenkungseffekte der Wohnbauförderung im 
internationalen Vergleich, Vortrag, siehe auch www.srz-gmbh.com/socoho). Nach 
Ansicht des Autors ist dies einerseits mit dem Volumen der Objektförderung, 
andererseits auf das große Angebot an Sozialwohnungen für den Sektor der privaten 

                                                
28 Ein Terzil ist ein Drittel der nach Einkommen gereihten Bevölkerung.  
29 Neben faktischen Beschränkungen aufgrund geringer Eigenmittel, höherer 

Wahrscheinlichkeit arbeitslos zu werden etc. wirken hier auch psychologische Faktoren, die 
die erforderliche Kreditaufnahme trotz günstiger Konditionen für untere 
Einkommensschichten de facto erschweren.  
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Mieten zurückzuführen. Die soziale Treffsicherheit der Wohnbauförderung  ist daher 
nach Ansicht des Autors primär durch einen Ausbau der Subjektförderung zu erhöhen, 
die Objektförderung sollte dadurch jedoch nicht gekürzt werden.  

Die Neubautätigkeit hat auch wesentlichen Einfluss auf die Preisentwicklung für 
Mietwohnungen. Gerade durch Veränderungen der Nachfrage nach Wohnungen, etwa 
infolge erhöhten Zuzugs, kann es zu relevanten Veränderungen der Preise für 
Mietwohnungen kommen. Veränderungen der Preise für Mietwohnungen sind 
insbesondere im unteren Einkommensterzil von besonderer Bedeutung. In diesem 
Sinne ergeben sich unmittelbare Effekte aus der Wohnungsneubautätigkeit auf die 
Preise für Mietwohnungen und damit auf sozial schlecht gestellte 
Bevölkerungsgruppen.  

Mit der Umschichtung der Wohnbauförderungsmittel ist allerdings eher eine 
Schlechterstellung von jüngeren Personen und Familien zugunsten älterer Personen 
verbunden. Dies ist insbesondere dann als negativ zu bewerten, wenn durch die 
Konzentration von Sanierungsförderungen auf energetisch engagierte Sanierungen, 
Mehrfamilienwohnbauten mit einer sozial schlechter gestellten Miet- oder 
Eigentümerstruktur – die nicht in der Lage sind, die erforderlichen Eigenmittel zur 
Verfügung zu stellen – von einer Förderung de facto ausgeschlossen sind. Dies ist im 
Sinne der intergenerativen Gerechtigkeit auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
damit auch Personen verstärkt in den Genuss der Sanierungsförderung kommen, die 
bereits (in jungen Jahren) eine Neubauförderung in Anspruch genommen haben. 

Die Sanierung von Gebäuden führt ebenso zu einer Aufwertung der Wohnung und in 
weiterer Folge zu einer Aufwertung des gesamten Wohnumfeldes (z.B. 
innerstädtisches Gebiet). Dieser zumeist intendierte Effekt ist insofern auch kritisch zu 
beurteilen, als damit eine deutliche Anhebung der Wertigkeit der Immobilie verbunden 
ist. Dadurch sind negative Verteilungseffekte zugunsten der sozial besser gestellten 
Gruppe der WohnungseigentümerInnen verbunden. Ebenso kommt es infolge von 
Mieterhöhungen in sanierten Wohngebäuden (insbesondere bei Neuvermietungen) zu 
erzwungenen Wanderungsbewegungen vor allem sozial schlecht gestellter 
Bevölkerungsteile. Dem steht entgegen, dass durch Sanierungsmaßnahmen eine 
„Ghettoisierung“ einzelner Siedlungen bzw. Gruppen verhindert werden kann. Wie 
bereits erwähnt, verringert die Sanierung von Wohngebäuden in der Regel die Anzahl 
der Wohnungen, sodass eine Verkürzung des Angebotes eintritt. Dies kann bei 
ungenügender Neubautätigkeit zu Preiseffekten führen.  

Mit der Erhöhung der Beschäftigung in der Baubranche gehen positive Wirkungen 
auf die Gesamtbeschäftigung einher, da die direkte Beschäftigungsquote höher ist als 
jene des Wohnungsneubaus, der eine höhere Vorleistungsintensität (höherer Einsatz 
von Maschinen, höherer Vorfertigungsgrad) und Importquote aufweist30. Die 
zusätzlichen Arbeitsverhältnisse werden vor allem in Branchen (Baugewerbe und 
Baunebengewerbe) mit überdurchschnittlicher Arbeitslosenrate geschaffen, sodass 
Angebotsengpässe nicht zu erwarten sind. So liegt die Arbeitslosenquote im 
Jahresdurchschnitt in der Bauwirtschaft mit 12,9% im Vergleich deutlich über dem 
Durchschnitt von zu 6,7% über alle Branchen (Statistik Austria 2003, S.177). Die 
                                                
30 Dies selbstverständlich vor allem dann, wenn die Sanierung durch inländische Beschäftigte 

durchgeführt wird.  
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Altbausanierung als ganzjährig mögliche Aktivität ist unter diesem Aspekt besser als 
der Neubau geeignet, die Baubranche, die besonders von saisonaler Arbeitslosigkeit 
betroffen ist, beschäftigungsmäßig zu stärken. Diese Annahme, die in den meisten 
Studien vertreten wird, ist jedoch im Hinblick auf die Wirkungen der Förderung nicht 
unumstritten (siehe Studie der FGW, unten).  

Eine Untersuchung der NÖ Landesakademie (1998) zeigt, dass eine ökologische 
Althaussanierung im Vergleich zum durchschnittlichen privaten Konsum mit überdurch-
schnittlich hohen Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekten verbunden ist. Dies gilt 
jedoch auch für den Neubau. Durch die Investition von 363 Mio. Euro (5 Mrd. ATS) in 
die ökologische Althaussanierung wird eine zusätzliche Beschäftigung von 7.333 
Personenjahren geschaffen, fast doppelt soviel wie durch private Konsumausgaben 
(3.985 Personenjahre) geschaffen werden können. In Bezug auf die Netto-
Beschäftigungseffekte kann folgendes festgehalten werden: durch Investitionen in die 
Althaussanierung kommt es zu einer höheren Nachfrage nach Gütern im 
Zusammenhang mit der Althaussanierung im Jahr der Investition und zu einer 
geringeren Nachfrage nach alternativen privaten Konsumgütern. Beispielsweise führen 
Investitionen in die thermische Sanierung und Einbau einer Solaranlage zu 
Nettobeschäftigungseffekten von 2.029 Personenjahren je 72,67 Mio. Euro (1 Mrd. 
ATS), wobei hier die eingesparte Energie noch nicht berücksichtigt wurde (NÖ 
Landesakademie 1998, S. 140ff). 

Eine weitere Untersuchung (vgl. Kosz et al 1996) berechnet die Beschäftigungseffekte 
durch effiziente Wärmedämmung. Die AutorInnen erwarten aufgrund der hohen 
Beschäftigungsintensität im Baugewerbe und des relativ geringen Importanteils von 
Wärmedämmmaterialien für den Zeitraum zwischen 1994 und 2010 bei maximaler 
Ausschöpfung des Wärmedämmpotenzials eine zusätzliche (Brutto-)Beschäftigung 
von bis zu 16.200 Personenjahren pro Jahr in Österreich.  

Einer Studie des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung zufolge ist für die 
Zielerreichung der Österreichischen Klimastrategie31 eine thermische Sanierungsrate 
von 2% erforderlich. Das wiederum erfordert einen Investitionsbedarf von rund 525 
Mio. Euro pro Jahr. Diese Investitionen führen, so die WIFO-ExpertInnen, zu einer 
Brutto-Beschäftigung von ca. 11.000 Personen pro Jahr. Abzüglich der 
Beschäftigungsverluste aufgrund geringerer Nachfrage in anderen Sektoren ergibt sich 
ein zusätzliches Arbeitsangebot von rund 2.500 Personen (vgl. Czerny et al. 2002).  

Bei der Analyse der Beschäftigungsintensitäten verschiedener Bausparten fällt auf, 
dass das Bauhilfs- und Nebengewerbe die höchste Anzahl der Beschäftigten je Mio. 
Euro abgesetzter Produktion im Wohnungsbau ausweist. Hier liegt der Anteil des 
Produktionswertes im Bereich der Sanierungen bei etwa 50% (im Hauptgewerbe bei 
etwa 20%). Im Hauptgewerbe können im Hochbau je Mio. Euro mehr Leute beschäftigt 
werden, als dies im Tiefbau der Fall ist, wo der Maschineneinsatz größer ist (vgl. FGW 

                                                
31 Um das angestrebte Reduktionspotenzial von 1,6 Mio. t CO2-Äquivalent pro Jahr durch 

(zusätzliche) thermisch-energetische Sanierungsmaßnahmen erreichen zu können, muss 
über einen Zeitraum von 10 Jahren die thermisch-energetische Sanierungsrate von ca. 1% 
auf zumindest 2% des Altbestandes angehoben werden (vgl. Österreichische Klimastrategie 
2008/2012).  
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2002a, basierend auf Daten der Statistik Austria). Dementsprechend ist der indirekte 
Beschäftigungseffekt im Tiefbau jedoch höher als in der Sanierung.  

 

Tab. 4-4: Konjunkturerhebung – Bauwesen 2001  
Gliederung des Bauwesens Unselbständig 

Beschäftigte [in %] 
Abgesetzte 

Produktion [in %] 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe  20,5 17.0 
Bauinstallation 27,6 24,0 
Hoch- und Tiefbau 49,6 57,0 
Vorbereitende Baustellenarbeiten und 
Vermietung von Baumaschinen mit Personal  

2,2 2,0 

Quelle: Statistik Austria 2003, eigene Darstellung.  

 

Die Studie „Wohnbauförderung und Beschäftigung – Auswirkungen unterschiedlicher 
Förderungsschienen auf die Beschäftigung am Bau“32 kommt zum Ergebnis, dass die 
öffentlichen Ausgaben für die Wohnbauförderung spürbare Effekte auf die 
Bauwirtschaft und folglich auf die Beschäftigung in dieser Wirtschaftsklasse erzielen. 
Die AutorInnen der Studie errechneten, dass mit einer Steigerung der gesamten 
Förderausgaben um 1 Mio. Euro (etwa 0,25% der derzeitigen Ausgabensumme) rund 
54 Arbeitsplätze indiziert bzw. gehalten werden können. Dabei kommt eine Elastizität 
von 0,6 zu tragen, das heißt, eine 1%ige Steigerung der Förderausgaben würde zu 
einer etwas mehr als 0,6%igen Ausweitung der Beschäftigung im Durchschnitt über 
alle Bausparten führen.  

Hinsichtlich der Arbeitsplatzstruktur in der Bauwirtschaft ist der hohe Anteil an 
Arbeiterberufen hervorzuheben. Laut Hauptverband der Sozialversicherungsträger 
sind 75% der im Bauwesen Beschäftigten „Arbeiter“. Arbeiter sind vielen 
Umwelteinflüssen am Arbeitsplatz am stärksten ausgesetzt. Zu den Umwelteinflüssen 
zählen Wetter, Industrielärm, Hitze, Dämpfe/Gase, Rauch u.a. (Statistische 
Nachrichten 11/2000, S. 871). Daher ist in Bezug auf das Kriterium „Gesundheit“ 
festzustellen, dass die Branchen mit positiver Beschäftigungswirkung auch mit einem 
erhöhten Gesundheitsrisiko für ihre Beschäftigten verbunden sind. Wie die Statistik der 
AUVA zeigt, beträgt die relative Schadenshäufigkeit bei Arbeitern bezogen auf 1.000 
Versicherte 71, bei Angestellten 17 (AUVA 2003a, S. 11). Auch eine andere 
Untersuchung über die Gesundheitsgefahren am Bau (vgl. SRZ 1999) bestätigt, dass 
die Arbeitsbedingungen des typischen Bauarbeiters wesentlich belastender sind als 
jene des/der durchschnittlichen sonstigen Arbeitnehmers/in. Es sind vor allem negative 
Umwelt- und Schadstoffeinflüsse, die am Bau viel häufiger anzutreffen sind als in den 
übrigen Tätigkeitsbereichen. Dazu kommen die mit der Arbeit am Bau verbundenen 
schweren körperlichen Anstrengungen und die erhöhte Unfallgefahr. Diese hohen 
Arbeitsbelastungen führen im Vergleich mit anderen ArbeitnehmerInnen zu einer 
schlechteren allgemeinen Gesundheitssituation sowie zu einem vorzeitigen Verschleiß 

                                                
32 FGW – Forschungsgesellschaft für Wohnen, Bauen und Planen (2002a). Wohnbauförderung 

und Beschäftigung – Auswirkungen unterschiedlicher Förderungsschienen auf die 
Beschäftigung am Bau. FGW-Schriftenreihe 149, Wien.  
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der Arbeitskraft. 15,5% der gesamten anerkannten Arbeitsunfälle im engeren Sinn bei 
den unselbständig Erwerbstätigen im Jahr 2002 entfallen auf das Baugewerbe (vgl. 
AUVA 2003a).  

Tab. 4-5: Anerkannte Arbeitsunfälle im engeren Sinn 2002 

 Zahl der Unfälle Krankenstandsdauer  

Vorbereitende 
Baustellenarbeiten 

84 1.980 

Hoch- und Tiefbau 10.805 237.543 
Bauinstallation 112 1.594 
Ausbau- und 
Bauhilfsgewerbe 

1.653 32.704 

Bauwesen gesamt 12.654 273.821 

Quelle: AUVA 2003b  

Wie eine Studie des IFES (2003) über betriebliche Weiterbildung bei unselbständig 
Erwerbstätigen zeigt, haben innerhalb des betrachteten Zeitraums eines Jahres in der 
Branche „Bauwesen und Baunebengewerbe“ 82% der Befragten an keiner 
berufsbezogenen Schulung teilgenommen. Im Vergleich dazu gaben im Durchschnitt 
aller Branchen 64% der Befragten an, dass sie an keinem Weiterbildungskurs 
partizipiert haben. Es handelt sich dabei um berufsbezogene Schulungen, die vom 
Betrieb des Arbeitnehmers bzw. der Arbeitnehmerin in irgendeiner Form unterstützt 
wurden.  

Hinsichtlich des Kriteriums „Wohnen“ ist die Wirkung von Althaussanierungen in 
jedem Fall sehr positiv einzuschätzen, da gerade die Verbesserung der Wohnqualität 
den wichtigsten Grund für die Althaussanierung darstellt. Im Zuge einer umfassenden 
Sanierung ist die Verbesserung der thermischen Qualität des Gebäudes nur ein Teil, 
der aber relativ leicht durchgeführt werden kann. Negative Wirkungen hinsichtlich 
dieses Kriteriums können weitgehend ausgeschlossen werden. Sanierte Wohnungen 
verfügen unter anderen über qualitativ höherwertige Fenster – ein wesentlicher 
Bestandteil des Lärmschutzes. Immerhin fühlen sich rund 28% der ÖsterreicherInnen 
in ihrer Wohnung durch Lärm gestört (Statistische Nachrichten 1/2000, S. 39).  

Da angenommen werden kann, dass sich Gebäude mit (energetischem) 
Sanierungsbedarf in den Städten im Vergleich zum Wohnungsneubau mit deutlich 
höherer Wahrscheinlichkeit in Gebieten guter Infrastruktur befinden, können auch die 
Wirkungen auf das Kriterium „Infrastruktur“ bzw. die Verfügbarkeit über 
Nahversorgung als positiv erwartet werden. Dies ist vor allem für ältere Menschen, 
Frauen mit Kindern etc. von großer Bedeutung. Es fallen weiters auch keine 
zusätzlichen Kosten für die öffentliche Hand für die Errichtung von Infrastruktur an. 
Gerade hinsichtlich der mit einzelnen Siedlungsformen verbundenen 
Infrastrukturkosten für Stromversorgung Straßen- und Abwasser-Infrastruktur zeigen 
sich enorme Unterschiede, die teilweise durch die öffentliche Hand getragen werden. 
So liegen die jährlichen Kosten der Abwasser-Infrastruktur bei Einfamiliehäusern in 
Streulage bei 2.000 Euro pro Jahr, bei Geschoßwohnbauten bei etwa 260 Euro pro 
Jahr (vgl. Tappeiner et al. 2002). Von besonderer Bedeutung ist in diesem 
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Zusammenhang die Nachverdichtung von Siedlungen durch Nutzung leer stehenden 
Wohnraumes und Erhöhung  der Bebauungsdichte.  

In diesem Zusammenhang muss auch das Kriterium „Mobilität“ gesehen werden: 
Vorhandene Infrastruktur des Öffentlichen Verkehrs trägt dazu bei, den Motorisierten 
Individualverkehr zu vermindern. Darüber hinaus kommt dies primär sozial schlechter 
gestellten Personen ohne einen eigenen Pkw zugute. Dies gilt jedoch nur in Gebieten 
mit hoher Verbauungsdichte.  

Hinsichtlich der Kriterien Infrastruktur und Mobilität ist jedoch anzumerken, dass 
Wohnungsneubauten in dicht verbauten Gebieten (z.B. Baulücken in der Stadt Wien) 
Althaussanierungen gleichzusetzen sind. Ebenso verfügen einzelne Siedlungen nicht 
über eine entsprechende Infrastruktur, sodass für diese Fälle keine Besserstellung 
hinsichtlich der Kriterien Infrastruktur und Mobilität gegenüber dem Wohnungsneubau 
gegeben ist.  

Hinsichtlich des „Gender-Kriteriums“ ist keine unmittelbare Schlechterstellung der 
Frauen zu erwarten. Der im Zuge verstärkter thermischer Sanierung zu erwartende 
Beschäftigungszuwachs in der Baubranche bedeutet einen Mitteleinsatz zugunsten der 
Männer, da die betroffenen Branchen einen überdurchschnittlichen Anteil an 
männlichen Arbeitnehmern aufweisen. In der Bauwirtschaft sind zu fast 90% Männer 
beschäftigt. Die Mehrzahl der mit erhöhter Sanierungstätigkeit verbundenen Effekte 
(z.B. Wohnkomfort) kommt beiden Geschlechtern in gleichem Maße zugute, während 
etwa die Verfügbarkeit von öffentlicher Verkehrsinfrastruktur in höherem Maße den 
Frauen zugute kommt.  
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4.1.4 Zusammenfassende Bewertung der Indikatoren 

Maßnahme 1 Reform der Wohnbauförderung: Umschichtung der Wohnbauförderung 
vom Neubau zur Althaussanierung 

Ökologische Kriterien THG-Reduktionspotenzial sehr hoch; jedoch teilweise höhere 
spezifische Kosten gegenüber dem Neubau 

Ökonomische Kriterien Wirtschaftswachstum positiv; Technologieentwicklung gering 
negativ 

Soziale Kriterien 

Kriterium Bewertung Anmerkungen 

Einkommen/Armut  - Wertsteigerung Immobilie, steigende Preise für 
Mietwohnungen, leicht überdurchschnittliche 
Einkommen in Branchen mit hoher Arbeitslosigkeit; 
Verschiebung Jung-Alt; ev. geringere 
Neubautätigkeit 

Beschäftigung + Arbeiter positiv betroffen; positive Wirkung in der 
Baubranche;  

Wohnen ++ / - Oftmals primärer Grund für Sanierung; 
Preiserhöhungen 

Gesundheit BewohnerInnen: +  
Beschäftigte: -  

Branchen mit hohem Gesundheitsrisiko gestärkt 
hohe Arbeitsbelastung;  

Infrastruktur +  Infrastruktur im Vergleich zum Neubau bereits 
vorhanden; Ausnahme: Baulückenverbauung  

Mobilität + Wegen vorhandener Infrastruktur; Ausnahme: 
Baulückenverbauung 

Genderaspekt 0- Stärkung der männlich dominierten Berufe; sonstige 
soziale Kriterien gleich; erhöhte Mobilität für Frauen  

 

4.1.5 Gesamtbewertung 

Insgesamt ist die Maßnahme „Reform der Wohnbauförderung: Umschichtung der 
Wohnbauförderung vom Neubau zur Althaussanierung“ positiv zu bewerten. Eine 
Umschichtung der Wohnbauförderung vom Neubau zur Althaussanierung hat ein 
hohes Treibhausgasreduktionspotenzial (THG-Reduktionspotenzial) und setzt Impulse 
für Wirtschaftswachstum.  

Hinsichtlich sozialer Kriterien sind in Bezug auf fast alle Kriterien positive 
Auswirkungen zu erwarten. Kritisch zu sehen ist jedoch der Aspekt der 
Einkommensverteilung sowohl aufgrund der Verteilung der Wohnbauförderung , des 
Wertzuwachses von Immobilien für die EigentümerInnen und erhöhter Mieten 
(aufgrund der Aufwertung der Immobilie und/oder aufgrund einer evtl. Verknappung 
am Wohnungsmarkt als Folge der geringeren Neubautätigkeit) als auch aufgrund des 
höheren Gesundheitsrisikos für die ArbeitnehmerInnen der Baubranche.  
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4.1.6 Anmerkungen 

Die untersuchte Maßnahme stellt aus ökologischer Sicht einen zentralen Bestandteil 
jeder nachhaltigen Klimastrategie dar. Hinsichtlich der Umsetzung ist vor allem auf die 
Qualität der Althaussanierung im umfassenden Sinne Bedacht zu nehmen, wobei sich 
die Bindung der Förderung an die Erstellung eines „Energieausweises“ empfiehlt. 
Ebenso sollen für die einkommensabhängigen Förderungen längere Zeiträume zur 
Feststellung der Förderwürdigkeit berücksichtigt werden.  

Es ist zu empfehlen, das Instrument der Wohnbauförderung insgesamt stärker an 
ökologischen Zielsetzungen zu orientieren sowie gezielter für die sozial schlechter 
Gestellten und damit sozial treffsicherer auszurichten.  
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4.2 Verstärkte Ausrichtung der Wohnbauförderung (Neubau) 
an Klimaschutzkriterien  

 

4.2.1 Hintergrund 

Die zweckgebundenen direkten Wohnbauförderungsmittel des Bundes betragen seit 
1996 jährlich knapp 1,8 Mrd. Euro. Insbesondere aus diesem Grunde und aufgrund 
des hohen Energiebedarfes für Heizung und Warmwasser in Österreich stellt die 
Gestaltung der Wohnbauförderung ein zentrales Instrument des Klimaschutzes dar. In 
diesem Zusammenhang wird besonders auf die bereits diskutierte Maßnahme 1 
verwiesen. Die folgenden Angaben stellen weitgehend Ergänzungen zu oben 
stehenden Hintergrundinformationen dar.  

Laut Nutzenergie-Analyse 1998 (vgl. Statistik Österreich 2000) nahm der Bereich der 
Haushalte 37,9% des energetischen Endverbrauchs in Österreich in Anspruch. Davon 
werden 66,6% für Raumheizung, Warmwasser und Klimaanlagen aufgewendet. Rund 
25% des gesamtwirtschaftlichen Endverbrauchs dienen also dem Zweck der 
Gewinnung von Raumwärme in Privatwohnungen. Der Energieverbrauch und damit 
die damit verbundenen Treibhausgasemissionen sind stark witterungsabhängig33. Wie 
bereits oben gezeigt (Abb. 4-1: Entwicklung der thermischen Gebäudequalität 
(Heizlast) in Österreich), steigt die thermische Qualität der Wohnungen kontinuierlich 
an. Witterungsbedingte Abnahmen des Energieverbrauchs werden jedoch durch die 
Zunahme der Anzahl der Wohnungen34 und der Wohnnutzfläche je BewohnerIn 
konterkariert (vgl. Umweltbundesamt 2001).  

 

Abb.  4-3: Anteile der Verbrauchsgruppen an der Nutzenergienachfrage  

 

                                                
33 Dies kann auch zu starken jährlichen Schwankungen führen. Beispielsweise ging die Zahl 

der Heizgradtage im Jahr 1999 gegenüber dem J ahr davor um 65 Heizgradtage zurück.  
34 Gegenüber 1996 hat die Gesamtwohnfläche in Österreich um ca. 4% zugenommen (EVA 

(2001). Energieverbrauch der Haushalte, in: energy 4/01, S. 20).  
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Quelle: Umweltbundesamt 2001, S. 713.  

Laut Mikrozensus vom Juni 2001 werden 29% der Hauptwohnsitze in Österreich mit 
Erdgas, 28% mit Erdöl, knapp 15% mit Holz, knapp 8% mit Strom, 3% mit Kohle, Koks 
und Briketts und 1% mit sonstigen Brennstoffen beheizt. Die restlichen 16% sind 
unbekannte Brennstoffe einschließlich Fernwärme ohne Brennstoffangabe.  

 

Abb.  4-4: Verwendetes Heizmaterial in den Wohnungen (Hauptwohnsitze), Juni 
2001 
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Quelle: Statistik Austria, Mikrozensus Juni 2001, eigene Darstellung.  

 

Die Wohnbauförderungen der Länder zielen auf die Schaffung von (kostengünstigem) 
Wohnraum ab. Darüber hinaus enthalten sie auch Wärmeschutzbestimmungen sowie 
Zusatzförderungen für energieeffizientes Bauen und für den Einsatz erneuerbarer 
Energieträger. Im Jahr 1995 ist die Art. 15a B-VG Vereinbarung „Über die Einsparung 
von Energie“ zwischen Bund und Ländern in Kraft getreten. Innerhalb von drei Jahren 
nach Inkrafttreten mussten die Länder ihre bauteilbezogenen Bestimmungen in den 
Wohnbauförderungen novellieren, da diese Vereinbarung neue 
Mindestvoraussetzungen an den Wärmeschutz von Gebäudeteilen enthielt. Im 
Rahmen der Wohnbauförderung werden demnach verschiedene energie- und 
klimaschutzrelevante Maßnahmen gefördert, die sich in den einzelnen Bundesländern 
jedoch unterscheiden35. Die Wirkung der verstärkten Ausrichtung der 
Wohnbauförderung an Kriterien des Klimaschutzes konnte insbesondere im Rahmen 
der Evaluierung der Umstellung des Fördersystems in Wien und Salzburg 
nachgewiesen werden: 

Seit dem Jahre 1994 wird die Höhe der Wohnbauförderung in Salzburg von der 
Heizlast (W/m²) abhängig gemacht. Je niedriger die Heizlast, desto höher die 
Wohnbauförderung. Zudem werden bestimmte Arten von Energieträgern und Heiz- 
bzw. Warmwasserbereitungssysteme „zusatzgefördert“. Die Stadt Wien führt seit 1995 

                                                
35 Für weitere Details siehe: http://www.eva.wsr.ac.at/(de)/service/wbf.htm 
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Bauträgerwettbewerbe durch und schlägt nur jene Projekte zur Förderung vor, die 
entsprechende planerische, ökologische und ökonomische Qualitäten aufweisen. Die 
Evaluierung der Salzburger Wohnbauförderung hat gezeigt, dass durch 
energiesparende Bauweise die mittlere Heizlast um mehr als 36% gegenüber 1991/92 
gesunken ist. In Wien konnte die energetische Qualität (im geförderten Wohnbau) um 
35 bzw. 43% verbessert werden (vgl. Cerveny 1998).  

Ebenso positiv hat sich die Förderung auf die Nutzung erneuerbarer Energieträger 
ausgewirkt. So ist etwa der Anteil der Wohnungen mit Solaranlagen in Salzburg auf 
etwa 2/3 aller Wohnungen angestiegen. Eine ähnliche Entwicklung lässt sich auch im 
Bereich der Biomasse-Heizung zeigen. Ebenso besteht im Rahmen der Förderung 
eine Möglichkeit den Anschluss an bestehende Fernwärmenetze zu forcieren.  

 

Abb.  4-5: Entwicklung der neu gebauten Wohnungen mit Solaranlagen in 
Salzburg (Warmwasserbereitung und/oder (teil)solare Raumheizung) in 
Prozent  
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Quelle: schriftliche Mitteilung der Energieberatung des Landes Salzburg; Daten für 2002 bis 
Mai 2002  

 

Eine Untersuchung des WIFO (vgl. Kletzan/Köppl 2002) kommt zum Ergebnis, dass 
ein signifikanter Unterschied zwischen den durchschnittlichen Heizungsausgaben in 
geförderten und nicht geförderten Wohnungen besteht. Über alle Bundesländer und 
alle Bauperioden hinweg schneiden geförderte Wohnungen hinsichtlich ihrer 
durchschnittlichen Heizkosten günstiger ab als nicht geförderte Wohnungen. Weiters 
konnte festgestellt werden, dass sich dieser Unterschied zwischen den Heizkosten in 
jenen Bundesländern, die schon früh Kriterien der Energieeffizienz in den 
Förderungsrichtlinien verankert haben, als signifikant größer erweist. Demnach 


